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wig-Holstein zu sein, und ist nicht für andere als bestimmungsgemäße Zwecke zu verwenden. Die
Verantwortung liegt bei der Verwaltungsbehörde (EFRE) im Referat 21 des MWAVT als zuständige
Behörde für die Durchführung der SUP.

Es wird Dritten gegenüber keine Verantwortung, Haftung oder anderweitige Pflichten übernommen, es
sei denn, dass mit dem Dritten eine anders lautende schriftliche Vereinbarung geschlossen oder ein
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Abkürzungen

§ Paragraph

% Prozent

Abs. Absatz

Art. Artikel

AVO Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen über den Europäischen Fonds
für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums und
den Europäischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen
über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozial-
fonds, den Kohäsionsfonds und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds und
zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates

ABS Access and Benefit Sharing

BArtSchV Bundesartenschutzverordnung

BBodSchG Bundesbodenschutzgesetz

BImmSchG Bundesimmissionsschutzgesetz

BNatSchG Bundesnaturschutzgesetz

BROG Bundesraumordnungsgesetz

Bsp. Beispiel

BUND Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland

CBD UN-Übereinkommen über die biologische Vielfalt

CH4 Methan

CITES Washingtoner Artenschutzübereinkommen

CO2 Kohlendioxid

dB Dezibel

DSchG Denkmalschutzgesetz

EE Erneuerbare Energien

EFRE Europäischer Fonds für Regionale Entwicklung

ELER Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums

EPLR Entwicklungsplan für den ländlichen Raum

ESI Europäische Struktur- und Investitionsfonds

etc. et cetera

EU Europäische Union
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FFH Fauna-Flora-Habitat

ggf. gegebenenfalls

ggü. gegenüber

GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung

GSR Gemeinsamer Strategischer Rahmen

ha Hektar

HELCOM Helsinki-Kommission zum Schutz der Meeresumwelt im Ostseeraum

IKZM Integriertes Küstenzonenmanagement

inkl. inklusive

insb. insbesondere

ISEK Integriertes Stadtentwicklungskonzept

IP Investitionspriorität

KF Kohäsionsfonds

km Kilometer

km² Quadratkilometer

KMU kleine und mittlere Unternehmen

LBodSchG Landesbodenschutz- und Altlastengesetz

LNatSchG Landesnaturschutzgesetz

LWaldG Landeswaldgesetz

LWG Landeswassergesetz

MELUR Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume

MJKE Ministerium für Justiz, Kultur und Europa

MSGFG Ministerium für Soziales, Gesundheit, Familie und Gleichstellung

MWAVT Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie

NPG Nationalparkgesetz

N2O Distickstoffmonoxid (Lachgas)

o. g. oben genannt

OP Operationelles Programm

PA Prioritätsachse

PM10 Particular Matter 10 Mikrometer (Standard zur Messung der Feinstaubbelastung)

SUP Strategische Umweltprüfung

TZ thematisches Ziel
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u. a. unter anderem

UNFCCC United Nations Framework Convention on Climate Change
(Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen)

USZ Umweltschutzziel

UVP Umweltverträglichkeitsprüfung

UVPG Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung

v. a. vor allem

WHG Wasserhaushaltsgesetz

z. B. zum Beispiel
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1. Einleitung und methodische Herangehensweise

Im Vorbereitungsprozess der Operationellen Programme der ESI-Fonds für die Förderperiode 2014-
2020 ist gemäß Art. 55 Abs. 4 AVO die Durchführung einer Strategischen Umweltprüfung (SUP) im
Rahmen der Ex-ante-Evaluierung vorgesehen.

Die Strategische Umweltprüfung (SUP) wurde mit der EU-Richtlinie 2001/42/EG eingeführt und
schließlich mit einer Änderung des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in deut-
sches Recht umgesetzt. Ziel der Richtlinie ist, „ein hohes Umweltschutzniveau sicherzustellen und
dazu beizutragen, dass Umwelterwägungen bei der Ausarbeitung und Annahme von Plänen und Pro-
grammen einbezogen werden“.

Eine SUP umfasst die Schritte Screening, Scoping, Dokumentation, Beteiligung der Öffentlichkeit,
Entscheidungsfindung und Monitoring (siehe Abbildung 1). Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit,
Verkehr und Technologie des Landes Schleswig-Holstein (MWAVT) hat als zuständige Behörde die
Verantwortung über den gesamten Prozess der SUP. EY (Ernst & Young) und deren Unterauftrag-
nehmer, die futureval GmbH, waren im Rahmen der SUP unterstützend bei den Schritten Scoping,
Dokumentation und bei der Beteiligung der Öffentlichkeit tätig.

Abbildung 1: Schritte der Strategischen Umweltprüfung

Im ersten Schritt, dem Screening, wurde seitens der Verwaltungsbehörde geprüft, ob das vorliegende
Programm im Geltungsbereich des SUP liegt. Der Leitfaden der EU-Kommission „Monitoring und Eva-
luierung der Europäischen Kohäsionspolitik“ sieht die SUP als eines der Elemente der Ex-ante-
Evaluierung vor und hebt deren Notwendigkeit v. a. für die aus dem EFRE, dem ELER und dem KF
finanzierten Operationellen Programme hervor.

Im Rahmen eines Scoping-Verfahrens (Februar bis Mai 2013) hat die zuständige Behörde im MWAVT
mit Unterstützung von EY und mit der Beteiligung von weiteren betroffenen Behörden (Ministerium für
Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume – MELUR, Ministerium für Soziales,
Gesundheit, Familie und Gleichstellung – MSGFG und Ministerium für Justiz, Kultur und Europa –
MJKE) den vertiefenden thematischen Bereich, den Umfang und den Detaillierungsgrad der SUP
festgelegt. Die Ergebnisse des Verfahrens wurden in einem Scoping-Dokument vom 15. Mai 2013
festgehalten.
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Im Schritt der Dokumentation hat EY die Verwaltungsbehörde im Zeitraum Juni bis Oktober 2013 bei
der Analyse und Bewertung der Umweltauswirkungen des OP EFRE sowie der Dokumentation der
Ergebnisse im vorliegenden Umweltbericht unterstützt. Dies ist nach der Methodik erfolgt, die im Sco-
ping-Dokument festgelegt wurde. Im Detail wurde für die Darstellung der Programm- und Umwelt-
schutzziele (Abschnitt 2) eine vertiefte Dokumentenanalyse des Entwurfes des OP EFRE sowie der
einschlägigen internationalen, europäischen, nationalen und landesspezifischen Regelungen und
strategischen Dokumente je Umweltschutzgut durchgeführt.

Die Beschreibung des Ist-Zustandes der Umwelt und der Trends (Abschnitt 3) wurde anhand der ak-
tuell verfügbaren Werte der im Scoping-Verfahren festgelegten Indikatoren angefertigt. Die relevanten
Sekundärstatistiken oder Dokumente (Berichte, Studien, Analysen) wurden ausgewertet sowie gra-
fisch und/oder tabellarisch aufbereitet. Die Einschätzung der zukünftigen Entwicklungen des Umwelt-
zustandes ist mit erheblichen Unsicherheiten behaftet. Die Nichtverfügbarkeit von Daten über die zu-
künftige wirtschaftliche und technologische Entwicklung, gesetzliche Rahmenbedingungen etc. erlau-
ben nur eingeschränkt Rückschlüsse über die zukünftigen Entwicklungen anhand von Trends der
Vergangenheit und Aussagen von Studien zu Entwicklungen.

Im Rahmen der Umweltprüfung des Programmentwurfes (Abschnitt 4) wurden die relevanten Pro-
grammmaßnahmen bezüglich deren Auswirkung auf die jeweiligen Schutzgüter und die definierten
Indikatoren oder Leitfragen bewertet. Zudem wurden kumulative und synergetische Auswirkungen der
Maßnahmen erörtert.

Die Maßnahmen gegen die negativen Umweltauswirkungen (Abschnitt 5) wurden aus den Ergebnis-
sen der Analyse des Programmentwurfes abgeleitet. Alternativen wurden nicht geprüft (Abschnitt 6).
Schwierigkeiten während der Durchführung der SUP wurden dokumentiert (Abschnitt 7). Die Doku-
mentation umfasst auch die Bewertung des bestehenden Umweltmonitorings sowie der Vorkehrungen
aus dem Programmentwurf auf ihre Eignung für das Umweltmonitoring (Abschnitt 8). Schließlich wur-
de eine nicht-technische Zusammenfassung des Umweltberichts angefertigt (Abschnitt 9).
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2. Darstellung der Umwelt- und Programmziele

2.1.Kurzdarstellung des Operationellen Programms

Das Operationelle Programm (OP) des Landes Schleswig-Holstein zur Umsetzung der Förderung aus
dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) in der Förderperiode 2014-2020 (im Fol-
genden: OP EFRE) soll auf das Ziel „Investitionen in Wachstum und Beschäftigung“ unter dem Ge-
meinsamen Strategischen Rahmen (GSR) ausgerichtet sein. Der GSR definiert insgesamt elf themati-
sche Ziele (TZ) für die Europäische Struktur- und Investitionsfonds (ESI) und verknüpft diese mit der
Strategie „Europa 2020“ für ein intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum.

Das OP EFRE ist in vier Prioritätsachsen (PA) strukturiert:

► PA 1: Stärkung der regionalen Innovationspotenziale, die an das TZ 1 des GSR gerichtet ist,
► PA 2: Entwicklung einer wettbewerbsfähigen und nachhaltigen Wirtschaftsstruktur, die das

TZ 3 des GSR adressiert,
► PA 3: Energiewende – Aufbau umweltgerechter Wirtschafts- und Infrastrukturen, in der Inves-

titionsprioritäten des TZ 4 adressiert werden und
► PA 4: Nachhaltige Nutzung bestehender Ressourcen, die auf das TZ 6 des GSR ausgerichtet

ist.

Die Abbildung 2 liefert einen Überblick über die Struktur des OP EFRE, die jeweils ausgewählten TZ
und Investitionsprioritäten (IP) sowie die möglichen Aktionen und Maßnahmen.

Im Rahmen der SUP besonders hervorzuheben sind die umweltrelevanten Zielstellungen der PA 3
und PA 4 im Bereich Klima- und Naturschutz sowie die hohe Mittelkonzentration (26,7 %) auf das
TZ 4, die über die europäische Mindestanforderung1 hinausgeht.

Bei der Vorbereitung des OP EFRE wurden die Umweltaspekte hinreichend gewürdigt und die rele-
vanten Umweltpartner beteiligt. In diesem Zusammenhang hält das OP u. a. fest, dass das Quer-
schnittsziel „Nachhaltige Entwicklung“ bei der Umsetzung aller Programmmaßnahmen zu berücksich-
tigen ist. Die Bevorzugung von nachhaltigen Projekten soll durch geeignete Projektauswahlkriterien
erfolgen, die Umwelt- und Klimawirkung insgesamt sowie Wirkungen auf die einzelnen Umweltschutz-
güter abbilden und bewerten sollen. Damit soll auch ein Beitrag zur Sensibilisierung und Bewusst-
seinsbildung bei den Antragstellenden erreicht werden. Die Überwachung der Nachhaltigkeitswirkun-
gen der geförderten Projekte wird durch projektbezogene Indikatoren sichergestellt, die in das Monito-
ring des OP EFRE eingehen sollen. Diese Daten werden auch als Grundlage für die Evaluierung des
Querschnittsziels während der Programmumsetzung dienen.

Die Beteiligung der Umweltpartner wurde durch folgende Aspekte sichergestellt:

► Ein Vertreter des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) ist Mitglied des Be-
gleitausschusses für das OP EFRE 2007-2013 und der vom Begleitausschuss eingesetzten
Lenkungsgruppe für das Operationelle Programm EFRE Schleswig-Holstein 2014-2020
(OP EFRE),

► Teilnahme von Vertretern der Umweltpartner an den thematischen Workshops zur Vorberei-
tung des OP EFRE am 9. Januar 2013 in Kiel,

► Gelegenheit der Äußerung zum OP-Entwurf und zum Umweltbericht im Rahmen der Öffent-
lichkeitsbeteiligung nach § 14i UVPG.

1 Laut Art. 4 EFRE-VO mindestens 20 %.
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Unter dem GSR werden auch weitere OP in Schleswig-Holstein erstellt2, die mögliche Wechselwir-
kungen oder Komplementaritäten mit dem OP EFRE aufweisen können. Mit möglichen erheblichen
Umweltauswirkungen ist bei der Umsetzung des EPLR und des INTERREG Va-Programms im
deutsch-dänischen Grenzraum zu rechnen, die jeweils in einer eigenen SUP zu ermitteln sind.

Abbildung 2: Aufbau des OP EFRE in Schleswig-Holstein für die Förderperiode 2014-2020

Quelle: Eigene Darstellung nach dem Entwurf des OP EFRE vom 17. März 2014

2 Operationelles Programm für die Umsetzung des Europäischen Sozialfonds (ESF) und ein Entwicklungsplan für den ländli-
chen Raum (EPLR) für die Umsetzung des Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums
(ELER).



Umweltbericht zur SUP des OP EFRE im Land Schleswig-Holstein
für die Förderperiode 2014-2020

5

2.2.Darstellung der Umweltschutzziele

In diesem Abschnitt werden die wichtigsten Umweltschutzziele auf internationaler, europäischer und
nationaler – und dabei sowohl auf der Bundes- als auch auf der Landesebene – dargestellt, deren
Erreichung durch das OP EFRE beeinflusst werden könnte, oder die bei der Konzeption der spezifi-
schen Ziele und der Maßnahmen bedeutsam waren. Basierend auf diesem Zielkatalog werden pro-
grammrelevante Umweltschutzziele im Abschnitt 2.3 definiert.

Nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 UVPG, werden die Umweltschutzziele anhand der Relevanz für
die SUP des OP EFRE sowie der Verfügbarkeit von Indikatoren nach drei Schutzgütergruppen (bzw.
Schutzgüter) zusammengefasst:

Biotische Schutzgüter:

► Menschen,
► Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt.

Abiotische Schutzgüter:

► Boden,
► Wasser,
► Luft und Klima,
► Landschaft.

Kulturgüter und sonstige Sachgüter:

► Kulturelles Erbe.

2.2.1. Biotische Schutzgüter

Die Umweltschutzziele des Schutzgutes „Menschen“ (einschließlich der menschlichen Gesundheit)
sind auf europäischer Ebene durch mehrere Richtlinien zur Luftqualität und Bekämpfung des Umge-
bungslärms festgelegt, die Grenzwerte für Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid, Stickstoffoxide, Benzol,
Kohlenmonoxid, Ozongehalt in der Luft vorschreiben. Das Bundesimmissionsschutzgesetz setzt diese
Gemeinschaftsvorschriften in nationale Gesetzgebung um und ergänzt sie, z. B. mit Vorgaben zum
gesundheitlich-vorsorgenden Schutz vor elektromagnetischer Strahlung, inklusive magnetischer Fel-
der. Auf regionaler Ebene werden die Vorgaben z. B. durch Luftreinhaltepläne und Aktionspläne zur
Minderung der Lärmbelästigung umgesetzt. Die Tabelle 11 in der Anlage 1 beinhaltet detaillierte An-
gaben zu den Zielstellungen und deren Quellen, was das Schutzgut „Menschen“ betrifft.

Die Umweltschutzziele des Schutzgutes „Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt“ sind in
zahlreichen internationalen Übereinkommen festgelegt, wie z. B. zum Schutz des Kultur- und
Naturerbes der Welt oder das UN-Übereinkommen über die biologische Vielfalt. Die wichtigsten
Quellen auf EU-Ebene sind in der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie sowie in der EU-Vogelschutzrichtlinie
zu finden. Auf nationaler Ebene ist das Bundesnaturschutzgesetz maßgebend, welches die
dauerhafte Sicherung der biologischen Vielfalt, der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des
Naturhaushalts sowie die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und
Landschaft vorschreibt. In Schleswig-Holstein wird das Bundesnaturschutzgesetz durch ein
Landesnaturschurtzgesetz ergänzt. Weitere wichtige Rechtsvorschriften auf Landesebene sind das
Nationalparkgesetz, welches den Nationalpark "Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer“ ausweist
sowie das Landeswaldgesetz.

Die Tabelle 12 in der Anlage 1 beinhaltet detaillierte Angaben zu den Zielstellungen und deren Quel-
len, was das Schutzgut „Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt“ betrifft.

Maßnahmen zum Schutz der biotischen Schutzgüter können möglicherweise im Konflikt mit dem Ziel
des Ausbaus von erneuerbaren Energien stehen (Windenergienutzung zum Klimaschutz vs.
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Vogelschutz). Gleichzeitig können positive Wechselwirkungen zwischen biotischen Schutzgütern und
der Förderung – bspw. mit Bezug zur Förderung emissionsarmer Technologien – bestehen. Bezogen
auf die menschliche Gesundheit sind schädliche Luftimmissionen sowie Lärmbelästigungen zu be-
rücksichtigen. Potenzielle Zielkonflikte zwischen dem Schutzgut „Klima“ einerseits und dem Lärm-
schutz bzw. dem Schutz vor elektromagnetischer Strahlung andererseits sind beim Ausbau und dem
Betrieb von Energieerzeugungsanlagen und beim Energieleitungsausbau als erneuerbaren Quellen
denkbar.

2.2.2. Abiotische Schutzgüter

Unter dem Schutzgut „Boden“ wird sowohl die Erhaltung und Verbesserung der Bodenqualität als
auch die Ziele zur Reduzierung der Flächeninanspruchnahme durch Siedlung und Verkehr zusam-
mengefasst. Für die Verbesserung der Bodenqualität relevante Umweltschutzziele sind in der EU-
Bodenschutzstrategie sowie im Bundesbodenschutzgesetz festgeschrieben. Für den Vollzug und Er-
gänzung des letzteren wurde auf Landesebene das Landesbodenschutz- und Altlastengesetz verab-
schiedet.

Ziele für die Reduzierung des Flächenverbrauchs sind in der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie for-
muliert. Die Nutzung neuer Flächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke soll bis 2020 auf durchschnitt-
lich 30 Hektar (ha) pro Tag begrenzt werden. Die Tabelle 13 in der Anlage 1 beinhaltet detaillierte
Angaben zu den Zielstellungen und deren Quellen, was das Schutzgut „Boden“ betrifft.

Das Schutzgut „Wasser“ bezieht sich auf die Einhaltung und Verbesserung der Qualität aller Gewäs-
ser, das Grundwasser bzw. auf den Hochwasserschutz. Boden und Wasser stehen in engem, wech-
selseitigem Verhältnis zueinander.

Die EU-Wasserrahmenrichtlinie definiert die Qualitätsanforderungen für alle Gewässer Europas
(Oberflächengewässer, Küstengewässer und Grundwasser) und zielt auf den nachhaltigen Schutz der
Ressource Wasser ab. Im Bereich des Hochwasserschutzes sind die Vorgaben der EU-
Hochwasserrisikomanagementrichtlinie maßgebend. Auf nationaler Ebene sind das Wasserhaus-
haltsgesetz und das Landeswassergesetz zu beachten. Die Ziele und Quellen des Schutzgutes „Was-
ser“ sind in der Tabelle 14 (Anlage 1) detailliert zusammengestellt.

Unter das Schutzgut „Luft und Klima“ fallen alle Ziele, die auf die Begrenzung des Ausstoßes von
Treibhausgasen und damit der globalen Erderwärmung ausgerichtet sind. Weiterhin sind die mit der
Luftreinhaltung verknüpften Schutzziele (siehe hierzu Abschnitt 2.2.1) relevant.

Die wichtigste internationale Vereinbarung im Bereich des Klimaschutzes ist die
Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen sowie das dazugehörige Kyoto-Protokoll, die
erstmals völkerrechtlich verbindliche Zielwerte für den Ausstoß von Treibhausgasen in den
Industrieländern festsetzt. In der EU sind die Klimaziele in der Strategie „Europa 2020“ festgehalten3.
Das Nationale Reformprogramm übersetzt die europäischen Ziele in nationale Vorgaben. Für die
Landesebene ist das Integrierte Klimaschutzkonzept für Schleswig-Holstein maßgebend. Die Ziele
und Quellen des Schutzgutes „Luft und Klima“ sind in der Tabelle 15 (Anlage 1) detailliert zusammen-
gestellt.

Im Bereich des Schutzgutes „Landschaft“ können auch mehrere internationale und europäische
Zielquellen identifiziert werden. Detaillierte Angaben sind der Tabelle 16 (Anlage 1) zu entnehmen.

Maßnahmen zum Schutz der abiotischen Schutzgüter können möglicherweise in Konflikt mit dem
Schutz von Kulturdenkmalen (Denkmalschutz vs. energetische Sanierung) und historischen
Kulturlandschaften (Ausbau der Windenergie vs. visuelle Beeinträchtigung) sowie im Bereich der

3 Die sog. 20-20-20-Ziele: Reduzierung der Treibhausemissionen um 20 % ggü. dem Niveau in 1990, Steigerung des Anteils
der Erneuerbaren Energien am Gesamtenergieverbrauch auf 20 %, Erhöhung der Energieeffizienz um 20 %.
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Flächennutzung (Anlegung von Neuwäldern vs. landwirtschaftliche Nutzung und Schutz von
Kulturlandschaften) stehen. Auf mögliche Zielkonflikte mit den biotischen Schutzgütern wurde bereits
in Abschnitt 2.2.1 hingewiesen.

2.2.3. Kulturgüter und sonstige Sachgüter

Hierunter ist das Schutzgut „Kulturelles Erbe“, das den Bereich des Denkmalschutzes und den Er-
halt der Kulturlandschaft zusammenfasst, zu verstehen. Die Tabelle 17 (Anlage 1) liefert einen Über-
blick der relevanten Quellen und Ziele des Schutzgutes. Auf die potenziellen Zielkonflikte mit dem
Schutzgut „Luft und Klima“ wurde bereits im Abschnitt 2.2.2 hingewiesen.

2.3.Programmrelevante Umweltschutzziele

Um die programmrelevanten Umweltschutzgüter und -ziele zu ermitteln, wurden im Rahmen des Sco-
ping-Verfahrens die Umweltschutzgüter und -ziele (siehe Abschnitt 2.2) mit den Programmmaßnah-
men gegenübergestellt. Es wurde abgeglichen, inwieweit die einzelnen Programmmaßnahmen unter
den ausgewählten Investitionsprioritäten für die Erreichung der Umweltschutzziele relevant sind.

Ziel war es, diejenigen Maßnahmen des OP zu identifizieren, die einen erheblichen Einfluss (positiv
wie negativ)4 auf die Umweltschutzziele haben könnten.5 Die Ergebnisse dieses Abgleichs sind in der
Relevanzmatrix (siehe Tabelle 1) dargestellt.

Auf Basis der Gegenüberstellung der geplanten Maßnahmen und der zugehörigen Investitionsprioritä-
ten, sind in erster Linie die abiotischen Schutzgüter „Boden“, „Wasser“ und „Luft und Klima“ sowie
zudem die biotischen Schutzgüter, „Menschen“ und „Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt“ sowie
das „Kulturelle Erbe“ als für die SUP relevant zu bewerten.

Bezüglich des Schutzgutes „Landschaft“ sind nach bisherigem Kenntnisstand der geplanten Maß-
nahmen keine erheblichen Umweltauswirkungen im Rahmen des OP EFRE zu erwarten, wenngleich
einzelne Projekte durchaus Auswirkungen hierauf haben können. Eine solche Überprüfung ist jedoch
nicht Gegenstand der SUP, sondern hat im Rahmen einer UVP auf Projektebene zu erfolgen.

Was die Kompatibilität der allgemeinen Umweltschutzziele der Schutzgüter (siehe Abschnitt 2.2) mit
den Programmzielen betrifft, so stellt man fest, dass v. a. die spezifische Ziele der PA 3 (Entwicklung
von intelligenter Infrastrukturen zur optimalen Integration und Nutzung erneuerbaren Energien, Reduk-
tion der CO2-Emissionen der Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes, Erhöhung der Energieinef-
fizienz der energieintensivsten oder ineffizientesten öffentlichen Infrastrukturen) von den Umwelt-
schutzzielen des Schutzgutes „Luft und Klima“ abgeleitet sind. Dies entspricht auch den thematischen
und finanziellen Konzentrationsvorgaben der einschlägigen EU-Verordnungen.

Darüber hinaus stehen die spezifischen Zielstellungen der Maßnahmen im Bereich Altlastsanierung
und Flächenrecycling der PA 4 (Steigerung der Attraktivität der Städte für Unternehmen) im Einklang
mit den strategischen Vorgaben der Schutzgüter „Boden“ und „Wasser“.

Die spezifischen Ziele der restlichen relevanten Programminterventionen lassen keine unmittelbaren
Zusammenhänge zu den Umweltschutzzielen erkennen. Die durchgeführten Maßnahmen können
jedoch die definierten Schutzgüter tangieren. Aus diesem Grund ist im Rahmen der Programmierung
sicherzustellen, dass die möglichen negativen mittelbaren Einflüsse der Maßnahmen auf die restli-
chen relevanten Schutzgüter („Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt“, „Menschen“ und „Kulturelles Er-
be“) in Grenzen gehalten werden und – wo möglich – eine positive Entwicklung begünstigen.

4 Kriterien für die Einschätzung: unmittelbare und kurz- bis mittelfristig mögliche Wirkungen sowie direkter Bezug zu den
spezifischen Zielen der Maßnahmen.

5 § 14g, Abs. 1 UVPG.
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Im Ergebnis wurden folgende programmrelevanten Umweltschutzziele (USZ) in Schleswig-Holstein
unter den einzelnen relevanten Schutzgütern im Rahmen des Scoping definiert, die aufgrund ihrer
generalisierbaren Auswirkungen im Rahmen der SUP besonders zu berücksichtigen sind:

Luft und Klima:

► USZ 1: Reduzierung der Treibhausgasemissionen
► USZ 2: Erhöhung des Anteils Erneuerbaren Energien im Bruttoendenergie- und Bruttostrom-

verbrauchs
► USZ 3: Erhöhung der Energieeffizienz und Senkung des Energieverbrauchs

Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt:

► USZ 4: Erhalt der biologischen Vielfalt und der Naturschutzgebiete

Boden:

► USZ 5: Reduzierung des Flächenverbrauchs
► USZ 6: Schutz des Grundwassers vor Verschmutzungen

Wasser:

► USZ 7: Verbesserung der Qualität aller Gewässer

Menschen:

► USZ 8: Einhaltung von Immissionsgrenzwerten (Luft/Lärm)

Kulturelles Erbe:

► USZ 9: Erhalt des Kulturerbes.

Diese Umweltschutzziele wurden anhand von Indikatoren operationalisiert, um den Umweltzustand im
räumlichen Geltungsbereich des OP zu erfassen sowie die möglichen erheblichen Umweltauswirkun-
gen der Programmmaßnahmen einschätzen zu können. Um die Umweltauswirkungen spezifischer
Förderinhalte abzubilden, die nicht durch quantitative oder verfügbare Indikatoren erfasst sind, wurden
zusätzliche Leitfragen definiert. Diese kommen erst bei der Bewertung der Umweltauswirkungen der
OP-Maßnahmen zum Einsatz, um Aussagen über den Beitrag zu den programmrelevanten Umwelt-
schutzzielen zu generieren. Die Details zu den definierten Indikatoren bzw. Leitfragen, anhand deren
die SUP des OP EFRE durchgeführt wurde, sind der Anlage 2 zu entnehmen.
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Tabelle 1: Relevanzmatrix

OP Umweltschutzgüter

Prioritäts-
achsen IP Maßnahmen 6 Menschen

Tiere, Pflanzen
und biologische

Vielfalt
Boden Wasser Luft und Klima Landschaft Kulturelles Erbe

PA 1

1a
Forschungsinfrastruktur 

Kompetenzzentren

1b

Verbund- und Kooperationsprojekte
Betriebliche Innovation
Innovationsassistenten
Förderung von Transfer-, Cluster- und Netz-
werkstrukturen

PA 2

3a
Existenzgründungen aus der Wissenschaft
Seed- und Start-up Fonds
Technologie- und Gründerzentren 

3d

Produktive Investitionen in KMU in struktur-
schwachen Gebieten 

Beteiligungsfonds für KMU
Internationalisierung von KMU

PA 3

4a FuE- Modell- und Demonstrationsprojekte zur
Produktion, Verteilung und Speicherung von EE    

4b
Umweltinnovationen 

Energetische Optimierung in KMU  

4c

Energetische Optimierung öffentlicher
Infrastrukturen    

Beratungsinitiative Energie- und Klimaschutz für
Kommunen  

PA 4
6c Ressourcenschonender Erhalt und

Weiterentwicklung des Kultur- und Naturerbes   

6e
Nachhaltige Stadtentwicklung    

Brachflächenrecycling   

6 Entwurf des Operationellen Programms EFRE 2014-2020 für das Land Schleswig-Holstein, Stand: 17. März 2014
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3. Beschreibung des Ist-Zustandes der Umwelt und der Entwicklungstrends

3.1.Umweltschutzgut „Luft und Klima“

3.1.1. Treibhausgasemissionen

Bereits der vierte Sachstandsbericht des Zwischenstaatlichen Ausschusses für Klimaänderungen
(Intergovernmental Panel on Climate Change, IPCC)7 der Vereinten Nationen aus dem Jahr 2007
bestätigte die Erwärmung des globalen Klimas sowie den Zusammenhang zwischen Klimawandel und
menschlichen Aktivitäten. Treiber dieser Entwicklung ist die zunehmende Emission und atmosphäri-
sche Konzentration von sog. Treibhausgasen8, die v.a. auf Nutzung von fossilen Energieträgern und
auf die Intensivierung der landwirtschaftlichen Aktivitäten zurückzuführen sind. Um die weitere Erder-
wärmung sowie deren negative Folgen zu begrenzen, sind globale Anstrengungen für die Verringe-
rung der Treibhausgasemissionen notwendig. Für die Begrenzung des globalen Temperaturanstieges
auf 2 bis 2,4°C bis 2050 sei laut IPCC eine Verringerung der globalen Emissionen um 50 bis 85 %
gegenüber dem Niveau von 2000 notwendig.

Der fünfte Sachstandsbericht aus dem Jahr 2013 quantifiziert den wahrscheinlichen Temperaturan-
stieg bis zum Ende des 21. Jahrhunderts auf mindestens 1,5°C, beschreibt Änderungen im globalen
Wasserkreislauf, Massenverluste von Gletschern und Eisschildern und einen Anstieg des mittleren
globalen Meeresspiegels. Der IPCC-Bericht erkennt „einen unabwendbaren Klimawandel von be-
trächtlichem Ausmaß über mehrere Jahrhunderte hinweg [an], der durch vergangene, gegenwärtige
und zukünftige Emissionen von CO2 verursacht wird“. Außerdem erkennt er den menschlichen Ein-
fluss auf das Klimasystem durch den Anstieg der atmosphärischen CO2-Konzentration seit 1750 an.9

Der fünfte Sachstandsbericht des IPCC unterstützt das Ziel der internationalen Klimapolitik, die globa-
le Erwärmung auf weniger als 2°C gegenüber dem Niveau vor Beginn der Industrialisierung zu be-
grenzen.

In Schleswig-Holstein betrugen die Treibhausgasemissionen10 2009 insgesamt 26,9 Mio. Tonnen
CO2-Äquivalente.11 Pro Einwohner wurden somit 9,5 Tonnen CO2-Äquivalente Treibhausgase freige-
setzt. In Deutschland wurden mit 10,93 Tonnen je Einwohner fast 1,4 Tonnen mehr als in Schleswig-
Holstein ausgestoßen.

Die Abbildung 3 zeigt, dass sich die Emissionswerte der Klimagase rückläufig entwickelten. Zwischen
1995 und 2009 sanken die Treibhausgasemissionen um 20,1 % in Schleswig-Holstein, 18,8 % im
Bund.

7 Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) (2007) Climate Change 2007: Synthesis Report
8 Kohlendioxid (CO2), Methan (CH4) und Lachgas (N2O).
9 Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) (2013) Climate Change 2013: Synthesis Report
10 Umfasst Emissionen an CO2, CH4 und N2O ohne CO2 aus Landnutzung, Landnutzungsänderungen, Forstwirtschaft, sowie

aus Lösemittelanwendungen.
11 Arbeitskreis Umweltökonomische Gesamtrechnung der Länder (AK UGRdL), Tabelle 8.2 (Zugriff: 14.11.2012).
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Abbildung 3: Treibhausgasemissionen pro Einwohner 1995-2009

Quelle: Arbeitskreis Umweltökonomische Gesamtrechnung der Länder

Der größte Anteil der Treibhausgasemissionen wurde durch CO2-Emissionen verursacht. Im Jahr
2010 wurden gemäß der Verursacherbilanz 21,5 Mio. Tonnen CO2 in Schleswig-Holstein emittiert. Seit
1990 konnte eine Minderung des CO2-Auststoßes von 26,7 % erreicht werden.

Der Rückgang der CO2-Emissionen je Einwohner seit 1990 fällt in Schleswig-Holstein stärker als auf
Bundesebene aus. So sanken die CO2-Emissionen von 11,2 im Jahr 1990 auf 7,6 Tonnen in 2010.
Das entspricht einer Verringerung um 32,1 %.

Der Großteil der CO2-Emissionen wird von Haushalten, Gewerbe, Handel und Dienstleistungen (GDH)
verursacht. Ihr Anteil betrug in Jahr 2010 50,9 % (vgl. Abbildung 4). Der Emissionsanteil von Verkehr
und Industrie war mit 24,4 % bzw. 24,7 % halb so hoch. Seit 1990 konnte eine Verringerung der
Emissionen in allen drei Sektoren beobachtet werden. Insbesondere in der Industrie konnte mit
37,0 % ein hoher Rückgang von 8,4 Mio. auf 5,3 Mio. Tonnen verzeichnet werden.

Abbildung 4: CO2-Emissionen nach Emittentensektoren in Schleswig-Holstein 1990-2010

Quelle: LAK Energiebilanzen, Verursacherbilanz
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Der Ausstoß des Treibhausgases Methan (CH4) wurde im Zeitraum von 2000-2009 von 153.000 auf
134.000 Tonnen bzw. um 12,2 % in Schleswig-Holstein reduziert.12 Schleswig-Holstein liegt damit
unter dem gesamtdeutschen Niveau, wo bundesweit eine Reduzierung der Methanemissionen von
33,9 % zwischen 2000 und 2009 erreicht werden konnte. Schleswig-Holstein war im Jahr 2009 mit
5,8 % der fünftgrößte Methanemittent in Deutschland.

Die Werte für Distickstoffmonoxid (N2O) sind sowohl auf Bundesebene als auch in Schleswig-Holstein
zwischen 2000 und 2009 angestiegen. In Deutschland wurde 2009 2,5 % mehr Distickstoffmonoxid
emittiert als noch im Jahr 2000, in Schleswig-Holstein mehr etwa doppelt so viel (5,2 %).

Aktuelle Berichte13 bestätigen den rückläufigen Trend der Treibhausgasemissionen in den Industrie-
ländern u. a. auch in Deutschland im Zeitraum 2009-2011. Dagegen sind die Emissionen in den Ent-
wicklungsländern weiterhin angestiegen. Ausgehend von den internationalen14 und europäischen Ziel-
vereinbarungen und eingerichteten Mechanismen15 ist eine weitere Reduktion der Treibhausgasemis-
sionen in Deutschland zu erwarten.

3.1.2. Anteil Erneuerbarer Energien

Der Ausbau erneuerbaren Energien kann einen erheblichen Beitrag zur Begrenzung der globalen
Erderwärmung leisten, indem der Anteil der fossilen Energieträger am Primärenergieverbrauch und
damit der Ausstoß von klimaschädlichen Treibhausgasen reduziert werden. In Deutschland wird der
Ausbau durch das Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) reguliert.

Der Anteil erneuerbarer Energieträger am Primärenergieverbrauch lag 2010 in Schleswig-Holstein bei
12,0 %. Im Jahr 1990 betrug er noch 0,3 %. In Deutschland fällt der Anteil mit 9,9 % deutlich geringer
aus. Seit 1990 erhöhte sich der Anteil von erneuerbaren Energien kontinuierlich (vgl. Abbildung 5) und
liegt seit 2007 über dem deutschen Durchschnitt.

Abbildung 5: Anteil Erneuerbarer Energien am Primärenergieverbrauch 1990-2010

Quelle: Arbeitskreis Umweltökonomische Gesamtrechnung der Länder16

12 Arbeitskreis Umweltökonomische Gesamtrechnung der Länder (AK UGRdL), Tabelle 8.18 (Zugriff: 14.11.2012) und eigene
Berechnung.

13 PBL – Netherlands Environmental Assessment Agency (2012) Trends in Global CO2-Emissions, 2012 Report.
14 Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen (1994).
15 EU-Emissionshandel (EU ETS): http://ec.europa.eu/clima/policies/ets/index_en.htm.
16 Arbeitskreis Umweltökonomische Gesamtrechnung der Länder (AK UGRdL), Tabelle 6.3 (Zugriff: 14.11.2012).
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Die Hauptquelle für erneuerbare Energien ist die Windkraft. In 2010 wurde 70,7 % des aus erneuerba-
ren Quellen erzeugten Stroms aus Windenergie gewonnen. An zweiter Stelle mit einem Anteil von
16,9 % in 2010 steht die Stromerzeugung aus Biogas.17

Der Anteil der erneuerbaren Energien bei der Nettostromerzeugung18 lag in Schleswig-Holstein in
2010 bei 30,2 % und war damit fast doppelt so hoch wie auf Bundesebene mit 16,9 %.19 20

Die in Deutschland eingeleitete Energiewende und in diesem Zusammenhang geschaffenen gesetzli-
chen und fördertechnischen Rahmenbedingungen werden auch in den kommenden Jahren den posi-
tiven Trend im Ausbau von erneuerbaren Energien in Schleswig-Holstein unterstützen. Nicht zuletzt,
weil das Bundesland über optimale natürliche Bedingungen und Lagegunst für den Ausbau etwa der
Windenergie (sowohl onshore, als auch offshore) verfügt und neben ansässigen Produzenten von
Windenergieanlagen auch über hinreichend qualifizierte Fachkräfte verfügt.

3.1.3. Energieeffizienz

Die Energieeffizienz ist ein weiterer wichtiger Pfeiler des Klimaschutzes, indem durch entsprechende
Maßnahmen Energie eingespart und dadurch die klimaschädlichen CO2-Emissionen verringert wer-
den. Wesentliche zu berücksichtigende Regulierung ist die EU Energieeffizienzverordnung. Eine Stu-
die im Auftrag des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktionssicherheit kommt zum
Ergebnis, dass durch Energieeffizienz-Maßnahmen der Energiebedarf der Europäischen Union bis
zum Jahr 2050 um zwei Drittel gesenkt werden könnte.21

Die Energieeffizienz in Schleswig-Holstein ist seit 1991 gestiegen, seit 2006 sogar deutlich. Zum einen
wurde die Energieproduktivität um 63 % erhöht und damit einhergehend ist die Energieintensität der
Wirtschaft um 39 % gesunken (vgl. Abbildung 6). Die Abbildung 6 zeigt, dass nach 2006 die Energie-
produktivität besonders stark anstieg und die Energieintensität besonders stark gesunken ist. Dies ist
vor allem auf die Stilllegung der beiden Kernkraftwerke Brunsbüttel und Krümmel in der zweiten Jah-
reshälfte 2007 zurückzuführen.22

Abbildung 6: Entwicklung der Energieeffizienz in Schleswig-Holstein 1991-2010

Quelle: LAK Energiebilanzen

17 Energiebilanz Schleswig-Holstein 2010.
18 Unter Bruttostromerzeugung versteht man dabei die insgesamt erzeugte elektrische Energie. Zieht man davon den Eigen-

bedarf der Kraftwerke ab, erhält man die Nettostromerzeugung.
19 Energiebilanz Schleswig-Holstein 2010.
20 Umweltbundesamt
21 BMU, Fraunhofer ISI (2012) Contribution of Energy Efficiency Measures to Climate Protection within the EU until 2050.
22 Energiebilanz Schleswig-Holstein 2007.
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Der Primärenergieverbrauch23 in 2010 betrug in Schleswig-Holstein je Einwohner 154,91 GJ
(439.063 TJ absolut).24 Die Entwicklung des Primärenergieverbrauchs je Einwohner verlief in Schles-
wig-Holstein zwischen 2000 und 2006 schwankend und ohne erkennbaren Trend. Den größten Ver-
brauch gab es in 2001 mit 215,87 GJ pro Kopf (605.362 TJ absolut). Durch die Schließung zweier
Kernkraftwerke sank der Primärenergieverbrauch je Einwohner zwischen 2006 und 2009 um 27,7 %.
In 2010 gab es einen Anstieg von 6 GJ je Einwohner. Im Jahr 2000 wurden 175,06 GJ Primärenergie
je Einwohner verbraucht. Bis 2010 gab es kaum Veränderungen im Verbrauch. In 2008 lag der Pri-
märenergieverbrauch in Schleswig-Holstein erstmals unter dem Verbrauch in Gesamtdeutschland.

Schleswig-Holstein hat in seinem in 2011 veröffentlichten Energiekonzept die Ziele der Bundesregie-
rung zur Senkung des Energieverbrauchs verankert. Es wird darin ausdrücklich darauf hingewiesen,
dass eine Senkung des Primärenergieverbrauchs gegenüber 2008 um 20 % sehr ambitioniert ist und
ohne weitere Maßnahmen wahrscheinlich nicht zu erreichen ist.25

Abbildung 7: Primärenergieverbrauch je Einwohner 2000-2010

Quelle: LAK Energiebilanzen, Eigene Berechnung

Die Entwicklung des Endenergieverbrauchs26 korrespondiert stark mit dem Primärenergieverbrauch.
Insgesamt ist der Endenergieverbrauch je Einwohner zwischen 2000 und 2010 von 106 GJ je Ein-
wohner (297.478 TJ absolut) auf 89,62 GJ je Einwohner (absolut 254.005 TJ) gesunken. Die Stillle-
gung zweier Kernkraftwerke zwischen 2006 und 2007 zeichnet sich auch hier in den Daten ab.

Eine vergleichende Betrachtung (siehe Abbildung 8) des Endenergieverbrauchs je Einwohner zwi-
schen Schleswig-Holstein und Deutschland zeigt, dass die Verbrauchswerte in Schleswig-Holstein
über den gesamten Betrachtungszeitraum unter den gesamtdeutschen Werten liegen. Im Gegensatz
zu Schleswig-Holstein kam es auf Bundesebene zu keinem Rückgang des Endenergieverbrauchs.

23 Der Primärenergieverbrauch ergibt sich aus dem Endenergieverbrauch und den Verlusten, die bei der Erzeugung der End-
energie aus der Primärenergie auftreten. Als Primärenergie bezeichnet man in der Energiewirtschaft die Energie, die mit
den natürlich vorkommenden Energieformen oder Energiequellen zur Verfügung steht, etwa als Kohle, Gas, Sonne oder
Wind.

24 LAK Energiebilanzen, Eigene Berechnung.
25 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein (2011) Integriertes Energie-

und Klimakonzept für Schleswig-Holstein.
26 Der Endenergieverbrauch bezeichnet die Energiemenge, die von den Endverbrauchern nach der Umwandlung der Primär-

energieträger in den verschiedenen Energieformen Strom, Wärme, Brennstoffe, Kraftstoffe genutzt wird. Endenergie ist der
nach Energiewandlungs- und Übertragungsverlusten übrig gebliebene Teil der Primärenergie, die den Hausanschluss des
Verbrauchers passiert hat. Endenergie kann als Primärenergieträger vorliegen (z. B. Erdgas) oder in eine sekundäre Ener-
gieform umgewandelt worden sein (z. B. Strom).
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Abbildung 8: Endenergieverbrauch je Einwohner 2000-2010

Quelle: LAK Energiebilanzen, Eigene Berechnung
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3.2.Umweltschutzgut „Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt“

Der Schutz von Tieren, Pflanzen und der biologischen Vielfalt hat sowohl ethische als auch praktische
Bedeutung, etwa wenn es um die Bewahrung eines intakten Ökosystems und seiner einzelnen struk-
turellen Komponenten geht. Hierzu zählt die Sicherstellung der uneingeschränkten Funktionsfähigkeit
der für alle Lebewesen – einschließlich des Menschen – existenziellen Bestandteile und Funktionen
des Ökosystems (z.B. Bereitstellung sauberen Wassers, Bestäubung von Kulturpflanzen, Schutz vor
Hochwasserereignissen, etc.). Zielkonflikte entstehen, wenn der Mensch in ein Ökosystem eingreift,
um seinen Nutzen zu maximieren und die externen Effekte gleichzeitig zu einer Beeinträchtigung für
andere Teile des Ökosystems führen. Neben diesen anthropogen verursachten Effekten, können auch
natürliche Phänomene zur Beeinflussung von Ökosystemen, z. B. zur Verdrängung einzelner Arten,
führen.

Seit dem 17. Jahrhundert jedoch wird der Rückgang der biologischen Vielfalt maßgeblich durch
menschliches Handeln verursacht.27 Übereinkommen und Gesetze auf internationaler, nationaler und
regionaler Ebene zielen daher darauf ab, negative Effekte auf Flora und Fauna zu mitigieren und/oder
die Trends umzukehren. Beispiele hierfür sind das Washingtoner Artenschutzübereinkommen (1975),
das Bundesnaturschutzgesetz (2009) und das Landesnaturschutzgesetz des Landes Schleswig-
Holstein (2010).

3.2.1. Schutzgebietsflächen

Das Bundes- und das Landesnaturschutzgesetz sehen verschiedene Möglichkeiten vor, Schutzgebie-
te auszuweisen. Dazu gehören Naturschutzgebiete, Nationalparks, Biosphärenreservate sowie Land-
schaftsschutzgebiete und Naturparke. Auch aus internationalen und supranationalen Konventionen,
Übereinkommen, Richtlinien und Verträgen leiten sich unmittelbare und mittelbare Verpflichtungen zur
Ausweisung von Schutzgebieten ab. Insbesondere die EU Fauna-Flora-Habitat (FFH)-Richtlinie, die
EU Vogelschutzrichtlinie, die Ramsar-Konvention und die Helsinki-Konvention sind hier als Beispiele
zu nennen.28

Insgesamt sind seit dem Jahr 2000 in Schleswig Holstein konstant ca. 19 % der Landesfläche29 als
bundeseinheitlich streng geschützte Gebiete des Naturschutzes ausgewiesen. Die NATURA-2000
Gebiete (FFH- und Vogelschutzgebiete) im Land umfassen 156.000 ha terrestrische und 765.000 ha
Meeresfläche. Etwa 47.240 ha Naturschutzgebietsflächen, die vorwiegend den terrestrischen Bereich
umfassen und etwa 441.000 ha auf Nationalparkfläche, die zu einem großen Teil den marinen Bereich
betreffen, sind die wesentlichen Schutzgebiete im Land. Der Nationalpark Schleswig-Holsteinisches
Wattenmeer ist zusammen mit dem Wattenmeer der Nachbarländer Hamburg und Niedersachsen
zugleich Biosphärenreservat.

Beim bundesweiten Vergleich fällt auf, dass Schleswig-Holstein nach Hamburg mit ca. einem Fünftel
den zweithöchsten Wert beim Anteil der bundeseinheitlich streng geschützten Gebiete des Natur-
schutzes an der Landesfläche erreicht (siehe Abbildung 9). Zu beachten ist hierbei, dass sowohl
Hamburg als auch Schleswig-Holstein durch das Wattenmeer einen bezogen auf die gesamte Lan-
desfläche besonders hohen Anteil aufweisen.30 Mit dem Nordfriesischen Wattenmeer verfügt Schles-
wig-Holstein über das größte deutsche Naturschutzgebiet31, welches gleichzeitig Teil des National-
parks Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer ist, das seit 2009 zum UNESCO-Weltnaturerbe gehört.

27 http://www.wwf.de/themen-projekte/tiere-pflanzen/ (Abruf: 06. Juni 2013).
28 http://www.schleswig-holstein.de/UmweltLandwirtschaft/DE/NaturschutzForstJagd/02_Schutzgebiete (Abruf: 06. Juni 2013).
29 Die Landesfläche wird bis zur 12-Seemeilen-Grenze gerechnet.
30 In Schleswig-Holstein: NSG Nordfriesisches / NP Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer. In Hamburg: NP Hamburgisches

Wattenmeer inklusive der dazugehörigen Watt- und Wasserflächen (Abruf: 06 Juni 2013).
31 http://www.bfn.de/0308_nsg.html (Abruf: 06 Juni 2013).
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Die Länderinitiative Kernindikatoren (LIKI) weist für alle Bundesländer – ausgenommen Hessen –
einen steigenden Trend für den Anteil an streng geschützten Gebieten für die Jahre 2002 bis 2011
aus.

Abbildung 9: Anteil an bundeseinheitlich streng geschützten Gebieten des Naturschutzes an
der Landesfläche 201132

Quelle: LIKI Indikatoren

3.2.2. Gesundheitszustand des Waldes

Wälder haben eine große Bedeutung für Natur und Landschaft. Zum einen übernehmen sie eine wich-
tige Funktion etwa im Wasser- und Klimaschutz zum anderen haben sie einen hohen Stellenwert beim
Arten- und Biotopschutz sowie für Erholung.33

Als waldärmstem Flächenland der Bundesrepublik, das nur zu etwa 10 % von Wäldern bedeckt ist,
kommen in Schleswig-Holstein der Erhöhung des Waldanteils und damit auch dem Gesundheitszu-
stand des Waldes besondere Bedeutung zu.34 Bis 2030 soll der Waldanteil auf 12 % erhöht werden.35

Insgesamt hat der Anteil der geschädigten Bäume mit Schadstufe 2-4 in Schleswig-Holstein seit 2005
bis 2011 abgenommen (siehe Abbildung 10). Vom Jahr 2010 auf das Jahr 2011 konnte ein Anstieg
sowohl im Bund als auch in Schleswig-Holstein festgestellt werden. Zudem lag der Wert im Jahr 2011
noch über dem Wert aus dem Jahr 2000, da die Waldschäden nach dem trockenen und warmen
Sommer 2003 sprungartig angestiegen sind und eine Erholung des Bestandes nur langsam verläuft.

32 Streng geschützte Gebiete hier: Naturschutzgebiete gemäß § 23 BNatSchG, Nationalparke gemäß § 24 BNatSchG (nur
Kern- und Pflegezonen, die wie NSG geschützt sind, Biosphärenreservate gemäß § 25 BNatSchG (nur Kern- und Pflegezo-
nen, die wie NSG geschützt sind. Keine Doppelzählungen, falls ein Gebiet in mehrere Kategorien fällt.

33 http://www.schleswig-
holstein.de/UmweltLandwirtschaft/DE/NaturschutzForstJagd/01_AllgInfo/01_Grundlagen/ein_node.html (Abruf: 06. Juni
2013).

34 http://www.schleswig-holstein.de/UmweltLandwirtschaft/DE/NaturschutzForstJagd/06_Wald/01_Informationen
(Abruf: 06.06.2013).

35 Siehe Klimaschutzbericht der Landesregierung 2009, S. 37.
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Unter Berücksichtigung des Klimawandels und der damit verbundenen Stresseinwirkung auf die Wäl-
der durch Trockenheit, Hitze, des witterungsbedingt zunehmenden Insektenfraß36 und der Anfälligkeit
durch Monokulturen, kann nicht ausgeschlossen werden, dass zukünftig erneut mit Perioden höherer
Waldschäden – auch in Schleswig-Holstein – gerechnet werden muss.

Abbildung 10: Anteil geschädigter Bäume (insgesamt/Nadelbäume/Laubbäume/Mischwald)
mit Schadstufe 2-4

Quelle: LIKI Indikatoren

3.2.3. Gefährdete Biotope und Rote Listen

Vorrangiges gesetzliches Ziel des Naturschutzes in Schleswig-Holstein ist es, Tiere und Pflanzen
sowie ihre Lebensgemeinschaften in ihrer natürlichen und historisch gewachsenen Vielfalt zu erhalten.
Ihre Lebensräume und sonstigen Lebensbedingungen sollen geschützt und soweit möglich wieder-
hergestellt werden (§ 1 Abs. 3 Nr. 9 LNatSchG).37 Die aktuell vorherrschende Situation zeigt diesbe-
züglich Handlungsbedarf auf.

In Schleswig-Holstein ist demnach mehr als die Hälfte der Tier- und Pflanzenarten, der Pflanzenge-
sellschaften sowie der naturnahen Biotope als gefährdet einzustufen.38 Trotz einer Trendumkehr für
manche Arten, stellt das MELUR fest, dass für die Mehrzahl der in Schleswig-Holstein gefährdeten
heimischen Tier- und Pflanzenarten nur noch ein Restbestand naturbelassener Lebensräume zur
Verfügung steht.39

Diese Entwicklung spiegelt auch der bundesweite Trend wieder. Das Bundesamt für Naturschutz hat
2006 ermittelt, dass insgesamt 43,9 % aller gefährdeten Biotoptypen in ihrem derzeitigen Bestand

36 http://www.schleswig-holstein.de/UmweltLandwirtschaft/DE/ImmissionKlima/06_Klimaschutz/004_KlimaWandAnpass/
02_Klimafolgen/ein_node.html (Abruf: 06. Juni 2013).

37 http://www.schleswig-holstein.de/UmweltLandwirtschaft/DE/NaturschutzForstJagd/09_Artenschutz/ein_node.html
(Abruf: 06. Juni 2013).

38 http://www.schleswig-
holstein.de/UmweltLandwirtschaft/DE/NaturschutzForstJagd/01_AllgInfo/01_Grundlagen/ein_node.html (Abruf: 06. Juni
2013).

39 http://www.schleswig-
holstein.de/UmweltLandwirtschaft/DE/NaturschutzForstJagd/01_AllgInfo/01_Grundlagen/ein_node.html (Abruf: 06. Juni
2013).
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eine negative Tendenz aufweisen. Etwa gleich viele (44,9 %) sind stabil. Nur 5,4 % nehmen zu. Mehr
als 50 % der Biotoptypen waren demnach nicht, kaum oder nur schwer regenerierbar.40

3.3.Umweltschutzgut „Boden“

3.3.1. Flächennutzung

Die Bodenfläche in Schleswig-Holstein beträgt 1,58 Mio. ha. 70,1 % der Fläche bzw. 1,11 Mio. ha
wurden 2011 landwirtschaftlich genutzt. Schleswig-Holstein hat damit den höchsten Anteil an landwirt-
schaftlichen Flächen an der Landesfläche. Deutschlandweit liegt der Anteil der Landwirtschaftsfläche
bei 52,3 %.41 Abbildung 11 zeigt, dass es regionale Unterschiede in der Verteilung der landwirtschaft-
lichen Flächen gibt. Am größten ist ihr Anteil im Norden und im Westen des Landes.

Abbildung 11: Landwirtschaftsfläche in Schleswig-Holstein 2011

Quelle: Statistikamt Nord

Mit Wald sind 10,5 % oder 165.885 ha der Bodenfläche in Schleswig-Holstein bedeckt. Die durch-
schnittliche Waldfläche in Deutschland liegt bei 30,2 %. Damit hat Schleswig-Holstein nach Hamburg

40 http://www.bfn.de/0322_biotope.html (Abruf: 06. Juni 2013).
41 Statistisches Bundesamt (2013) Land- und Forstwirtschaft, Fischerei – Bodenfläche nach Art der tatsächlichen Nutzung,

Fachserie 3 Reihe 5.1 (abgerufen 4. Februar 2013).
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und Bremen den geringsten Anteil an Waldflächen und mit Abstand den geringsten Waldanteil an
allen Flächenländern. Die räumliche Verteilung der Waldfläche zeigt eine Konzentration vor allem im
mittleren und südlichen Teil Schleswig-Holsteins (vgl. Abbildung 12).

Abbildung 12: Waldfläche in Schleswig-Holstein 2011

Quelle: Statistikamt Nord

Die Siedlungs- und Verkehrsflächen, welche die Gebäude- und Freiflächen, Betriebsflächen ohne
Abbauland, Erholungsflächen, Verkehrsflächen und Friedhofsflächen umfassen, stellen insgesamt
12,7 % der Gesamtfläche Schleswig-Holsteins dar. Das entspricht 200.295 ha. Im Vergleich zu Ge-
samtdeutschland mit 13,4 % Siedlungs- und Verkehrsflächen liegt Schleswig-Holstein leicht unter dem
Durchschnitt. Gebäude- und Freiflächen stellen mit 108.409 ha den größten Anteil (54,1 %) dar. An
zweiter Stelle stehen Verkehrsflächen mit 69.570 ha (34,7 %). Am größten ist der Anteil in den städti-
schen Zentren des Landes und erreicht bspw. in Kiel über 53 %.
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Abbildung 13: Siedlungs- und Verkehrsfläche Schleswig-Holstein 2011

Quelle: Statistikamt Nord

3.3.2. Flächenentwicklung

Boden und Fläche ist eine endliche Ressource. Ein nachhaltiger Umgang mit dieser Ressource ist
notwendig, damit auch nachfolgenden Generationen die vorhandenen Flächen nutzen können.42 Ziel
des Bodenschutzes in Schleswig-Holstein gemäß dem Landesbodenschutz- und Altlastengesetz ist
„die Inanspruchnahme von Flächen auf das notwendige Maß zu beschränken“.43 Die Nationale Nach-
haltigkeitsstrategie sieht vor, dass der tägliche Zuwachs von Siedlungs- und Verkehrsflächen44 bis
2020 auf 30 ha reduziert wird.45 Um dieses Ziel zu erreichen, müsste sich der Flächenverbrauch in
Schleswig-Holstein von aktuell 3,3 ha auf 1,3 ha pro Tag reduzieren.

42 http://www.schleswig-holstein.de/UmweltLandwirtschaft/DE/BodenAltlasten/05_Flaechenmanagement/01_Flaechen
ressourcen/ein_node.html (Abruf: 8. Februar 2013).

43 Landesbodenschutz- und Altlastengesetz (2002).
44 Dieser anhaltende Flächenverbrauch verursacht einen meist irreversiblen Eingriff in den Boden und hat damit zur Folge,

dass die natürlichen Bodenfunktionen und wichtige Lebensräume verloren gehen, die Artenvielfalt bedroht und die Land-
schaft zersiedelt wird.

45 Nationale Nachhaltigkeitsstrategie – Fortschrittsbericht 2012.
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Die Flächenentwicklung (siehe Abbildung 14) zeigt, dass sich die Landwirtschaftsfläche insgesamt
rückläufig entwickelt hat. Seit 2000 konnte ein Rückgang um 2,7 % verzeichnet werden. Allerdings
gab es von 2010 zu 2011 wieder einen leichten Anstieg um 3.806 ha. Dieser ist hauptsächlich auf die
Umwidmung von Deichen zu Grünflächen zurückzuführen. Die Waldflächen sind seit 2000 um 10,7 %
gestiegen. Die Siedlungs- und Verkehrsflächen haben sich von 176.049 ha auf 200.296 ha vergrößert.
Das entspricht einem Anstieg von 13,8 %.

Abbildung 14: Flächenentwicklung 2000-2011

Quelle: Statistisches Bundesamt

Die Flächenversiegelung nimmt seit dem Jahr 2000 zu. Im Jahr 2011 waren 12,4 % mehr Flächen
versiegelt als noch im Jahr 2000. Im Jahr 2011 betrug die Flächenversiegelung insgesamt 89.408 ha.
Während die Flächenversiegelung zu Beginn des Jahrtausends noch jährlich um rund 1,7 % im Ver-
gleich zum Vorjahr anstieg, flachte diese Entwicklung zuletzt ab. Eine rückläufige Entwicklung des
Flächenverbrauchs ist für die Zukunft jedoch nicht zu erwarten, da dieser aktiv betrieben werden
müsste. Neben Infrastrukturprojekten wie der festen Fehmarnbeltquerung, und die damit verbundene
Erschließung des deutschen Hinterlandes, dem Ausbau von den Bundesautobahnen A 20, A 21 und
A 23 wird auch der weitere Ausbau der erneuerbaren Energien zukünftig zur Flächenversiegelung in
Schleswig-Holstein beitragen.
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Abbildung 15: Flächenversiegelung in Schleswig-Holstein 2000-2011

Quelle: Arbeitskreis Umweltökonomische Gesamtrechnung der Länder

3.3.3. Altlasten

Altlasten sind in Deutschland durch § 2 Abs. 5 im Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) definiert.
Altlasten im Sinne dieses Gesetzes sind

1. Stillgelegte Abfallbeseitigungsanlagen sowie sonstige Grundstücke, auf denen Abfälle behan-
delt, gelagert oder abgelagert worden sind (Altablagerungen) und

2. Grundstücke stillgelegter Anlagen und sonstige Grundstücke, auf denen mit umweltgefähr-
denden Stoffen umgegangen worden ist, ausgenommen Anlagen, deren Stilllegung einer Ge-
nehmigung nach dem Atomgesetz bedarf (Altstandorte), durch die schädliche Bodenverände-
rungen oder sonstige Gefahren für den einzelnen oder die Allgemeinheit hervorgerufen wer-
den.46

Aufgrund der Gefahren, die vor allem durch die Verunreinigung des Schutzguts Boden aber auch der
Luft und des Grundwassers für Mensch und Umwelt entstehen, sind altlastenverdächtige Flächen und
Altlasten gemäß § 5 Abs. 1 des Landesbodenschutz- und Altlastengesetz in einem Boden- und Altlas-
tenkataster zu erfassen und eine Gefährdungsabschätzung durchzuführen.47 Um die Gefahren, die
von Altlasten ausgehen, zu beseitigen, können Altlastensanierungen notwendig sein. Ziel ist es dann,
durch den Einsatz von Sanierungsmaßnahmen die Güte einer belasteten Bodenfläche wiederherzu-
stellen, Gefahren für die Bevölkerung zu beseitigen und somit eine weitere Nutzung zu ermöglichen.
Seit 2001 ist die Zahl sanierter Altlastenflächen kontinuierlich angestiegen.

Die Abbildung 16 zeigt die Verteilung der Altstandorte altlastenverdächtiger Flächen in Schleswig-
Holstein in 2012. Eine hohe Anzahl von altlastverdächtigen Flächen gibt es in den Städten Kiel und
Lübeck, sowie in den Landkreisen Pinneberg, Steinburg und Rendsburg-Eckernförde.

46 Bundesbodenschutzgesetz (1998).
47 Landesbodenschutz- und Altlastengesetz (2002).
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Abbildung 16: Geschätzte Anzahl der Altstandorte altlastenverdächtiger Flächen in
Schleswig-Holstein 2012

Quelle: Umweltatlas, MELUR
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3.4.Umweltschutzgut „Wasser“

Die EU-Wasserrahmenrichtlinie (EU-WRRL) besagt, dass Wasser ein ererbtes Gut sei, das entspre-
chend geschützt werden müsse.48 Die Bereitstellung wird als ein Teil der Daseinsvorsorge verstanden.
Der Schutz der Ressource Wasser müsse daher stärker in andere politische Maßnahmen integriert
werden.49

Das Wasserhaushaltsgesetz des Bundes verfolgt ebenso den Zweck einer nachhaltigen Gewässer-
bewirtschaftung.50 In Schleswig-Holstein gehört die Gewässerüberwachung daher zu den Grundauf-
gaben der Wasserwirtschaft.51

Schleswig-Holstein weist im Vergleich zu anderen Flächenländern eine negative Situation bei der
Gewässergüte auf. Sowohl bei den Fließgewässern als auch bei den Seen (inkl. Badeseen) nimmt
Schleswig-Holstein 2009 den drittletzten Platz bezogen auf den Anteil von Gewässern mit ökologisch
gutem Zustand ein (siehe Abbildung 17 und Abbildung 18).

Abbildung 17: Anteil Fließgewässer mit ökologisch gutem Zustand in %, 2009

Quelle: LIKI Indikatoren

Abbildung 18: Anteil Seen mit ökologisch gutem Zustand in %, 2009

Quelle: LIKI Indikatoren

48 Vgl. EU-Wasserrahmenrichtlinie (2000), Präambel (1).
49 Vgl. EU-Wasserrahmenrichtlinie (2000), Präambel (15) – (17).
50 Vgl. Wasserhaushaltsgesetz (2009), §1
51 http://www.schleswig-holstein.de/UmweltLandwirtschaft/DE/WasserMeer/04_FluesseBaeche/ein_node.html ‚
(Abfrage: 07. Juni 2013).
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Die Umsetzung der EG-WRRL rückt Biologie und Wasserchemie ins Zentrum der Betrachtungen bei
der Zielstellung, die Flüsse und Bäche in einen guten ökologischen Zustand zu bringen.52

Einträge an Stickstoff und Phosphor in die Oberflächengewässer sind in den letzten Jahren durch
zunehmende Abwasserbehandlung zwar insgesamt weiter zurückgegangen, aber die Belastungen
aus diffusen Einträgen der Landwirtschaft stellen weiterhin eine Hauptquelle für die Eutrophierung
dar.53

Die Zwischenbilanz 2012 über die Umsetzung der Maßnahmenprogramme zur Umsetzung der EG-
WRRL in Schleswig-Holstein zeigt, dass nach der Umsetzung der Richtlinie in nationales Recht mit
der Veröffentlichung des Bewirtschaftungsplans und Maßnahmenprogramms 2009 versucht wurde,
die Bewirtschaftungsziele der WRRL zu erreichen.

Im Zeitraum 2010-2012 konnten insgesamt mehr als 400 Einzelmaßnahmen zur Verbesserung des
Gewässerzustands abgeschlossen werden. Obwohl bereits Maßnahmen umgesetzt wurden, wird eine
weitere Zunahme der Belastungen im Grundwasser und den Oberflächengewässern durch Nährstoff-
einträge aufgrund agrarstruktureller Veränderungen erwartet. Die Zwischenbilanz kommt zu dem Fa-
zit, dass die Ziele der WRRL bis 2015 größten Teils nicht erreicht werden.

Um die Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen zu schützen ist die Sicherstellung der Was-
serqualität notwendig, wodurch der Qualität des Trinkwassers in Schleswig-Holstein neben anderen
durch den Menschen betriebenen und gesundheitlich relevanten Nutzungen des Wassers (z.B. Bade-
und Freizeitnutzung, Hygiene) eine besondere Bedeutung zukommt.

52 http://www.schleswig-holstein.de/UmweltLandwirtschaft/DE/WasserMeer/04_FluesseBaeche/ein_node.html ‚
(Abfrage: 07. Juni 2013).
53 http://www.schleswig-holstein.de/UmweltLandwirtschaft/DE/WasserMeer/02_WRRL/09_Bewirtschaftungsplaene/

01_Belastungen/ein_node.html (Abfrage: 07. Juni 2013)
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3.5.Umweltschutzgut „Menschen“

3.5.1. Luftqualität

Um die Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen sowie der Umwelt allgemein zu schützen, ist
es notwendig, die Verschmutzung von Luft durch den Ausstoß von Schadstoffen auf ein Minimum zu
reduzieren. Der gesetzliche Rahmen wird durch die EU-Richtlinie zur Luftqualität und saubere Luft für
Europa54 geschaffen, welcher durch das Bundes-Immissionsschutzgesetz55 in nationales Recht um-
gesetzt wird.

Die Luftqualität in Schleswig-Holstein und bundesweit wird in Abbildung 19 anhand der Jahresmittel-
werte für Feinstaub (PM10) und Stickstoffdioxid (NO2) abgebildet. Insgesamt ist weder ein positiver
noch ein negativer Trend erkennbar. Die Feinstaubkonzentration bewegt sich um einen Mittelwert von
21 μg/m3. Die ergänzend ausgewertete Jahresübersicht zur Luftqualität in Schleswig-Holstein von
2012 beinhaltet eine nach Messstationen differenzierte Darstellung. Demnach wurden an den neun in
den Übersichten betrachteten Messstellen für PM10 zwischen vier und acht Überschreitungen des
Tagesmittelwertes von 50 μg/m3 registriert. Gemäß 39. BImSchV sind 35 Überschreitungen zulässig.

Die Stickstoffdioxidbelastung der Luft in Schleswig-Holstein lag für den gesamten Zeitraum von 2003
bis 2011 unter dem Jahresmittelwerten von Deutschland. Auch für die Entwicklung von Stickstoffdioxid
ist kein Trend erkennbar. Der Jahresmittelwert schwankt um eine Konzentration von 19 μg/m3. Zwei
der insgesamt 13 in der Jahresübersicht zur Luftqualität ausgewiesenen Messstellen wiesen 2012
eine Überschreitung des 200 μg/m3 Einzelstundenmittelwertes auf (Theodor-Heuss-Ring in Kiel sowie
Langenbrücker Straße in Ratzeburg). Zulässig sind 18 Überschreitungen je Messstelle.

Abbildung 19: Luftqualität in Schleswig-Holstein und Deutschland 2003-2011

Quelle: LIKI Indikatoren

Bezüglich der Schwellenwertüberschreitungen von Ozon ist festzustellen, dass gemäß der Jahres-
übersicht zur Luftqualität in Schleswig-Holstein ausschließlich an einer Messstelle (in Bornhöved)56 im
Jahr 2012 der Informationsschwellenwert von 180 μg/m3 überschritten wurden. Der höchste Achtstun-
denmittelwert eines Tages in Höhe von 120 μg/m3 wurde bezogen auf die zehn betrachteten Messstel-
len in der Spitze nur achtmal überschritten. Gemäß der EU-Richtlinie zur Luftqualität und saubere Luft
für Europa sind im Kalenderjahr (gemittelt über drei Jahre) 25 Überschreitungen dieses Mittelwertes
zulässig. Die gemäß Jahresübersicht zur Luftqualität höchste Anzahl Überschreitungen gemittelt von
2010 bis 2012 liegt bei 14 Überschreitungen (gemessen ebenfalls in Bornhöved).

54 Richtlinie 2008/50/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2008 über Luftqualität und saubere Luft
für Europa, Amtsblatt Nr. L 152 vom 11/06/2008 S. 1-44.

55 Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz -BImSchG).

56 Börnhöved liegt an der Kreuzung der Bundesautobahn 21 mit der Bundesstraße 430.
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In Schleswig-Holstein liegen aktuell Luftreinhaltepläne nur für Itzehoe, Kiel und Ratzeburg vor. Das
PAREST-Referenzszenario sieht eine Reduzierung der großräumigen Hintergrundbelastung durch
Feinstaub-, Stickstoffdioxid- und Ozon-Werte bis zum Jahr 2020 vor.57

Zu den Luftverunreinigungen chemischer (Schadstoffe) und physikalischer (Feinstaub) Herkunft treten
diejenigen biogener Art (u.a. Bioaerosole aus Tiermassenhaltungsanlagen/Tiermastbetrieben, Abfall-
behandlungsanlagen (z.B. Kompostier- und Biogasanlagen) auf, die zu Geruchsbelästigung, Übelkeit
und Erbrechen bis hin zu allergologisch induziertem Bronchialasthma führen können. Zu den bioge-
nen Luftverunreinigungen können auch Legionellen bspw. aus Verdunstungsrückkühlanlagen oder
aus der Trinkwasser-Installation zählen. Im Jahr 2012 wurden bundesweit 620 Fälle von Erkrankun-
gen durch Legionellen gemeldet. Das entspricht 0,36 % aller bakteriell verursachten Krankheiten.58

3.5.2. Lärmbelastung

Eine übermäßige Lärmbelastung kann bei Mensch und Tier negative gesundheitliche Wirkungen her-
vorrufen. Etwa die Hälfte der Bevölkerung fühlt sich durch verkehrsbedingten Lärm belästigt.59 Stress
und Herz-Kreislauf-Erkrankungen können die Folge sein. Die EU-Richtlinie über die Bewertung und
Bekämpfung von Umgebungslärm60 zielt auf die Verminderung von Umgebungslärm und die damit
verbundenen schädlichen Auswirkungen ab.

Es ist zum einen der 24-Stunden Wert Lden und zum anderen der Nachtwert Lnight zu berücksichtigen.
Die Lärmkartierung 201261 hat für 220.000 Personen in Schleswig-Holstein eine Lärmbelastung
> 55 dB Lden durch Straßenverkehr ergeben. Für 22 % der Betroffenen (47.700 Personen) überschrei-
tet der Lärm den Schwellenwert für einen als hohe Belastung klassifizierten Wert von > 65 dB Lden.
Zum Straßenverkehrslärm kommen noch Personen, die von Flug-, Schienen- sowie Industrie- und
Gewerbelärm betroffen sind.

In der Nacht sind 126.000 Personen Belastungen von > 45 dB Lnight durch Straßenverkehrslärm aus-
gesetzt. 42% davon (52.650 Personen) gelten als hoch belastet (> 65 dB Lnight). Die Belastung in der
Nacht ist signifikant höher, als am Tag. Die Mehrheit ist dabei durch Lärmbelastungen entlang von
kommunalen Straßen betroffen.

Der Vergleich der Lärmbelastung mit den anderen Bundesländern zeigt in folgender Abbildung, dass
Schleswig-Holstein zwar eine vergleichsweise niedrige Belastung aufweist und sowohl bezüglich des
24-Stunden Wertes als auch des Nachtwertes unter allen Bundesländern an 13. Stelle steht. Hierbei
muss allerdings berücksichtigt werden, dass die Anzahl der Betroffenen maßgeblich vom Kartierungs-
umfang in den einzelnen Bundesländern abhängt.

57 http://www.umweltbundesamt.de/luft/infos/veranstaltungen/parest2010/parest_prognose_2005_2020_a0.pdf (abgerufen
11. Februar 2013).

58 Gesundheitsberichterstattung des Bundes, http://www.gbe-bund.de (abgerufen 10. März 2014)
59 Umweltbundesamt (2010) Lärmbilanz 2010.
60 Richtlinie 2002/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Juni 2002 über die Bewertung und Bekämp-

fung von Umgebungslärm, Amtsblatt der EU Nr. L 189 vom 18/07/2002 S. 12 – 26.
61 LLUR (2013): Auswertung der Lärmkartierung 2012 in Umsetzung der EG-Umgebungslärmrichtlinie in Schleswig-Holstein
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Abbildung 20: Anteil Betroffener nach EU-Umgebungslärmrichtlinie

Quelle: LIKI Indikatoren

Durch die Umgebungslärmrichtlinie ist der hörbare Schall oberhalb 20 Hz reguliert. Nicht geregelt ist
jedoch der Schall unter 20 Hz – der sog. Infraschall. Dieser liegt im nichthörbaren Frequenzbereich,
stellt möglicherweise ein Gesundheitsrisiko für besonders sensitive Personen dar, wobei zudem auch
andere Wege der Schallwahrnehmung hinzukommen können (z.B. Schwingungen durch tiefe Bässe).

Das Umweltbundesamt hat 2011 das Forschungsvorhaben „Machbarkeitsstudie zu Wirkungen von
Infraschall. Entwicklung von Untersuchungsdesigns für die Ermittlung der Auswirkungen von Infra-
schall auf den Menschen durch unterschiedliche Quellen“ in Auftrag gegeben. Die Forschungsergeb-
nisse werden voraussichtlich 2014 vorliegen.

3.6.Umweltschutzgut „Kulturelles Erbe“

Schleswig-Holstein verfügt über ein reichhaltiges kulturelles und landschaftliches Erbe. Zu Kultur-
denkmalen zählen „Sachen, Gruppen von Sachen oder Teile von Sachen vergangener Zeit, deren
Erforschung und Erhaltung wegen ihres geschichtlichen, wissenschaftlichen, künstlerischen, städte-
baulichen, technischen oder die Kulturlandschaft prägenden Wertes im öffentlichen Interesse liegen.62

Ihr Schutz leistet einen wesentlichen Beitrag zum Erhalt der kulturellen Identität in Schleswig-Holstein.

In Schleswig-Holstein gibt es eine Vielzahl von besonders einzigartigen Kulturdenkmalen. Hierzu zählt
unter anderem die Altstadt von Lübeck, die zum UNESCO Weltkulturerbe gehört, die Wikingersied-
lung Haithabu und die Wallanlagen des Danewerks bei Schleswig. Außerdem gibt es eine große An-
zahl von schützenswerten Einzel- oder Ensembledenkmalen, historischer Gebäude und Ortskerne,
Schlösser, Gärten und Parks.

Eine Vielzahl dieser geschützten Denkmale wird touristisch genutzt bzw. hat aufgrund ihrer überregio-
nalen Bedeutung eine Funktion bei der Vermarktung des Standortes als kulturtouristisch interessanter
Standort mit hoher Lebensqualität.

62 Denkmalschutzgesetz 2012.
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4. Umweltauswirkungen des Operationellen Programms

In diesem Abschnitt werden die Umweltauswirkungen der Ziele und Maßnahmen ermittelt sowie der
Grad der Integration von Umweltaspekten in den Zielen, Prioritäten und Indikatoren bewertet. Grund-
lage hierfür waren die Erkenntnisse aus dem Scoping, Diskussionen mit den Umweltpartnern und die
Maßnahmenbeschreibungen, die im OP dokumentiert sind. Es werden jedoch an dieser Stelle nur
diejenigen Maßnahmen betrachtet, die im Abschnitt 2.3 als relevant eingestuft worden sind (siehe
dazu die Tabelle 1, die Relevanzmatrix und Tabelle 12 bis Tabelle 17 im Anhang, die die rechtlichen
Grundlagen für die Bewertungen enthalten).

Die relevanten Maßnahmen(gruppen)63 werden kurz beschrieben und anschließend auf deren mögli-
che Auswirkungen auf die Indikatoren und Leitfragen der betroffenen Umweltschutzgüter und –ziele
untersucht. Die Trends der Indikatoren in der Nullvariante (Nichtdurchführung des Programms) wer-
den den voraussichtlichen Umweltauswirkungen der Maßnahmen gegenübergestellt. Für die Darstel-
lung der Schätzungen der Trends und der voraussichtlichen Richtung der Umweltauswirkungen der
Interventionen wird folgende Bewertungsskala eingesetzt:

► „++“ = stark positive (erhebliche) Entwicklung des Indikators in Zielrichtung,
► „+“ = positive Entwicklung des Indikators in Zielrichtung,
► „0“ = konstante Entwicklung bzw. keine Auswirkung,
► „-“ = negative Entwicklung des Indikators ggü. dem Ziel,
► „- -“ = stark negative (erhebliche) Entwicklung des Indikators ggü. dem Ziel.

Nach der Bewertung der möglichen Auswirkungen der Maßnahmen pro Prioritätsachse (Einzelprüfung
der Maßnahmen oder Maßnahmengruppen anhand der Indikatoren und der Leitfragen) werden die
Umweltauswirkungen der einzelnen Maßnahmen sowie die kumulativen Auswirkungen zu einer Ge-
samtprogrammauswirkung pro Umweltschutzgut am Ende des Abschnittes zusammengefasst.

4.1.Umweltauswirkungen der Prioritätsachse 1: Stärkung der regionalen Inno-
vationspotenziale

Im Rahmen der Bewertung der Umweltauswirkungen der PA 1 werden folgende Maßnahmen nicht
berücksichtigt:

► Verbund- und Kooperationsprojekte,
► Betriebliche Innovation,
► Innovationsassistenten und
► Förderung von Transfer-, Cluster- und Netzwerkstrukturen.

Die Maßnahmen wurden nicht in die Bewertung einbezogen, da aufgrund der Förderinhalte der Maß-
nahmen keine direkten Umweltwirkungen zu erwarten sind. Gefördert werden vor allem Personalkos-
ten im Zusammenhang mit der Schaffung neuer Strukturen durch Verbünde und Kooperationen oder
Cluster. Die Maßnahmen sind auf konzeptionelle und innovationsorientierte Förderinhalte ausgerich-
tet.

Ausbau der anwendungsnahen FuE-Infrastruktur

Im Rahmen der Maßnahme werden Hochschulen und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen
beim Aufbau von anwendungsnahen Forschungsstrukturen in personeller, baulicher und gerätespezi-
fischer Hinsicht unterstützt. Förderfähig sind Investitionskosten, Sachkosten und Personalkosten. Die
Förderung erfolgt durch Zuschüsse. Gefördert werden Forschungsbereiche an Hochschulen und au-

63 Maßnahmen unter einer Investitionspriorität, die ähnliche Zielsetzungen bzw. Auswirkungen auf die Umweltschutzgüter
haben, werden zusammengefasst behandelt und bewertet.
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ßeruniversitäre Forschungseinrichtungen, für die von Seiten der gewerblichen Wirtschaft ein entspre-
chender Bedarf besteht.

Der Fokus liegt auf der Förderung von Bauprojekten und der Ausstattung von Forschungsbereichen.
Tabelle 2 zeigt die Umweltauswirkungen der Maßnahme auf das betroffene Umweltschutzgut.

Tabelle 2: Umweltauswirkungen der Maßnahme „Ausbau der anwendungsnahen FuE-
Infrastruktur“

Umwelt-
schutzgut

Umwelt-
schutzziel Indikator

Trend
Nullvari-
ante

Maß-
nahme Erläuterung

Boden

USZ 5:
Reduzie-
rung des
Flächen-
verbrauchs

Indikator 5.1: Bo-
denfläche 0 0

In der Nullvariante ist zu erwarten, dass der jährliche
Flächenverbrauch nicht wesentlich ansteigen wird.
Nach den strategischen Zielstellungen des Landes
ist es zu erwarten, dass die Waldfläche weiterhin
zunimmt. Infrastrukturprojekte werden allerdings
einen negativen Beitrag zum Ziel der Reduzierung
des Flächenverbrauchs leisten.

Der Ausbau von FuE-Infrastruktur im Land durch
Erweiterung und Neubau von wissenschaftlichen
Einrichtungen könnte sich negativ auf das Umwelt-
schutzziel auswirken.

Angesichts der veranschlagten Mittelallokation und
der Tatsache, dass die Förderung von Großprojek-
ten nicht geplant ist, ist die Größenordnung der
Intervention und damit auch das Ausmaß der Beein-
trächtigung des Umweltschutzgutes "Boden" be-
grenzt.
Erhebliche langfristige Umweltauswirkungen sind
nicht zu erwarten. Bei der Durchführung von Bau-
maßnahmen könnten andere Schutzgüter, wie z. B.
"Menschen" durch schädliche Immissionen
(Lärm/Feinstaub) vorübergehend beeinträchtigt
werden. Längerfristige positive Umweltauswirkungen
auf das Schutzgut "Luft und Klima" könnten indirekt,
z. B. durch die Umsetzung von Energieeffizienz-
maßnahmen beim Infrastrukturausbau, entstehen.

Indirekte positive Effekte auf die Umweltschutzziele
bzw. auf das EFRE-Querschnittsziel "Nachhaltige
Entwicklung" können aus den Forschungs- und
Entwicklungsaktivitäten hervorgehen, die energie-
und ressourceneffiziente Produkte, Verfahren und
Dienstleistungen als Ergebnis haben werden.

Indikator 5.2:
Landwirtschaftsflä-
che

- 0

Indikator 5.3: Wald-
fläche + 0

Indikator 5.4: Sied-
lungs- und Ver-
kehrsfläche

- -

Indikator 5.5: Anteil
der Siedlungs- und
Verkehrsfläche an
der Gesamtfläche

- -

Indikator 5.6: jährli-
che Flächenversie-
gelung

0 -

Die Bewertung der Maßnahme zeigt, dass negative Wirkungen hinsichtlich des Flächenverbrauchs
auftreten können. Erheblichen Umweltauswirkungen sind jedoch nicht zu erwarten.

4.2.Umweltauswirkungen der Prioritätsachse 2: Entwicklung einer wettbe-
werbsfähigen und nachhaltigen Wirtschaftsstruktur

In der PA 2 gibt es vier Maßnahmen, die für die Umweltprüfung als nicht relevant eingestuft wurden.
Zu den Maßnahmen zählen:

► Existenzgründungen aus der Wissenschaft,
► Seed- und Start-up-Fonds,
► Beteiligungsfonds für KMU und
► Internationalisierung von KMU.

Die nicht berücksichtigten Maßnahmen zeichnen sich durch Bereitstellung von Kapital in Form von
Gründungen, Risikokapital oder Beteiligungen aus. Direkte Umweltwirkungen gehen von diesen Maß-
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nahmen voraussichtlich nicht aus. Bei der Internationalisierung von KMU werden Messeauftritte und
gemeinsame Marketingaktivitäten von KMU, z.B. auch bei der internationalen touristischen Vermark-
tung des Landes gefördert, von denen keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.

Technologie- und Gründerzentren

Ziel der Maßnahme ist die Förderung von Existenzgründern und das Wachstum von Jungunterneh-
men. Gründer können Mietflächen, spezielle Infrastrukturen und Beratungsleitungen zum Existenzauf-
bau und des Unternehmenswachstums nutzen. Gefördert werden die Baureifmachung (Geländege-
staltung, Planieren und ggf. Gebäudeabbruch und Altlastensanierung), Bauausgaben (Hochbau),
Baunebenkosten und Investitionen in die technische Ausstattung dieser Technologie- und Gründer-
zentren. Tabelle 3 gibt einen Überblick über die Auswirkung der Maßnahme auf das Umweltschutzgut
Boden.

Tabelle 3: Umweltauswirkungen der Maßnahme „Technologie- und Gründerzentren"

Umwelt-
schutzgut

Umwelt-
schutzziel Indikator

Trend
Nullvari-
ante

Maß-
nahme Erläuterung

Boden

USZ 5:
Reduzie-
rung des
Flächen-
verbrauchs

Indikator 5.1: Bo-
denfläche 0 0

Für den Trend der Nullvariante siehe Tabelle 2.

Die Erweiterung und/oder Neubau von Technologie-
und Gründerzentren könnte sich negativ auf das
Umweltschutzgut auswirken.

Erhebliche langfristige Umweltauswirkungen sind
nicht zu erwarten, weil keine großflächige und sys-
tematische Bauförderung geplant ist, sondern der
Aufbau spezieller Infrastrukturen in Form von Gerä-
ten und Laboren. Vielmehr handelt es sich bei die-
sem Förderinhalt um punktuelle Eingriffe (Erweite-
rung, Umbau von bestehenden Infrastrukturen).

Bei der Durchführung von Baumaßnahmen könnten
andere Schutzgüter, wie z. B. "Menschen" durch
schädliche Immissionen (Lärm/Feinstaub) vorüber-
gehend beeinträchtigt werden. Sollte im Rahmen der
einzelnen Bauprojekten auch Maßnahmen zur Erhö-
hung der Energieeffizienz der Infrastruktur umge-
setzt werden, so könnten mittelbare positive Auswir-
kungen auf das Schutzgut "Luft und Klima" hervor-
gerufen werden.

Indikator 5.2:
Landwirtschaftsflä-
che

- 0

Indikator 5.3: Wald-
fläche + 0

Indikator 5.4: Sied-
lungs- und Ver-
kehrsfläche

- -

Indikator 5.5: Anteil
der Siedlungs- und
Verkehrsfläche an
der Gesamtfläche

- -

Indikator 5.6: jährli-
che Flächenversie-
gelung

0 -

USZ 6:
Schutz des
Grundwas-
sers vor
Ver-
schmut-
zungen

Indikator 6.1: Alt-
laststandorte und
sanierte Altlastflä-
chen

0 +

In der Nullvariante ist keine große Veränderung des
Umweltschutzguts zu erwarten. In den letzten Jah-
ren gab es einen leicht steigenden Trend bei Altlas-
ten und einen leicht fallenden Trend bei Altlasten-
verdachtsflächen.

Die Maßnahme könnte die Indikatoren positiv beein-
flussen wenn im Rahmen der baulichen Maßnahmen
Altlasten oder Altlastenstandorte saniert werden
bzw. die Maßnahme zur proaktiven Vermeidung der
Entstehung von Altlasten beiträgt. Andernfalls wür-
den keine Wirkungen entstehen. Da Umweltwirkun-
gen nur projektbezogen auftreten würden, fiele die
generelle Beeinflussung des Umweltschutzgutes nur
punktuell aus. Eine stoffliche Belastung des Bodens
ist unwahrscheinlich.

Indikator 6.2: Jähr-
lich sanierte Altlast-
flächen

+ +

Leitfrage: Ist  mit
stofflichen Belas-
tungen des Bodens
zu rechnen?

0

Produktive Investitionen von KMU in strukturschwachen Regionen

Die Maßnahme fördert Investitionen von KMU zur Neuansiedlung, Erweiterung und Modernisierung
von Betriebsstätten in Schleswig-Holstein. Förderfähig sind Investitionen zur Errichtung einer neuen
Betriebsstätte, Erweiterung einer bestehenden Betriebsstätte, die Diversifizierung der Produktion, die
grundlegende Änderung des Gesamtproduktionsverfahrens einer Betriebsstätte oder die Übernahme
einer stillgelegten oder von Stilllegung bedrohten Betriebsstätte durch einen unabhängigen Investor.
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Die Maßnahme richtet sich an kapitalschwache KMU des verarbeitenden Gewerbes und des Touris-
mus in strukturschwachen Gebieten. In Tabelle 4 sind die Wirkungen der Maßnahme auf das Umwelt-
schutzgut Boden erläutert.

Tabelle 4: Umweltauswirkungen der Maßnahme „Produktive Investitionen von KMU in struktur-
schwachen Regionen"

Umwelt-
schutzgut

Umwelt-
schutzziel Indikator

Trend
Nullvari-
ante

Maß-
nahme Erläuterung

Boden

USZ 5:
Reduzie-
rung des
Flächen-
verbrauchs

Indikator 5.1: Bo-
denfläche 0 0

Für den Trend der Nullvariante siehe Tabelle 2.

Produktive Investitionen von KMU im Rahmen der
Errichtung neuer oder der Erweiterung von beste-
henden Betriebsstätten könnten sich negativ auf das
Umweltschutzziel und somit auf das Umweltschutz-
gut auswirken.
Erhebliche langfristige und flächendeckende Um-
weltauswirkungen sind nicht zu erwarten, da keine
großflächige und systematische Bauförderung ge-
plant ist. Vielmehr handelt es sich bei diesem För-
derinhalt um punktuelle Eingriffe (Erweiterung, Um-
bau von bestehenden Infrastrukturen) zur Unterstüt-
zung einer klar abgegrenzten Zielgruppe in struktur-
schwachen Gebieten.

Bei der Durchführung von Baumaßnahmen könnten
andere Schutzgüter, wie z. B. "Menschen" durch
schädlichen Immissionen (Lärm/Feinstaub) vorüber-
gehend beeinträchtigt werden. Mit längerfristigen
Beeinträchtigungen ist theoretisch zu rechnen, wenn
sich durch die gewerbliche Förderung Verkehrsströ-
me oder Immissions-relevante Aspekte am Standort
verändern. Die TA Luft/TA Lärm sind dann entspre-
chend zu berücksichtigen. Sollte im Rahmen der
einzelnen Bauprojekten auch Maßnahmen zur Erhö-
hung der Energieeffizienz der Infrastruktur umge-
setzt werden, so könnten mittelbare positive Auswir-
kungen auf das Schutzgut "Luft und Klima" hervor-
gerufen werden. Weiterhin kann auch das Umwelt-
schutzgut "Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt"
betroffen sein, wenn Maßnahmen die Bebauung von
Grünflächen zur Folge haben.

Indikator 5.2:
Landwirtschaftsflä-
che

- 0

Indikator 5.3: Wald-
fläche + 0

Indikator 5.4: Sied-
lungs- und Ver-
kehrsfläche

- -

Indikator 5.5: Anteil
der Siedlungs- und
Verkehrsfläche an
der Gesamtfläche

- -

Indikator 5.6: jährli-
che Flächenversie-
gelung

0 -

Die beiden betrachteten Maßnahmen in der PA 2 lassen keine erheblichen Umweltauswirkungen er-
warten. Allerdings werden sich beide Maßnahmen nachteilig auf den Flächenverbrauch auswirken.

4.3.Umweltauswirkungen der Prioritätsachse 3: Energiewende – Aufbau um-
weltgerechter Wirtschafts- und Infrastrukturen

Im Rahmen der Analyse der PA 3 wurde eine geplante Maßnahme als nicht relevant eingestuft. Es
handelt sich um die

► Beratungsinitiative Energie- und Klimaschutz für Kommunen.

Obwohl von den Beratungen der Kommunen mittelbare Wirkungen auf das Umweltschutzziel „Klima“
ausgehen werden, ist die Beratungsinitiative selbst als nicht relevant einzustufen. Aus der Beratung
resultierende Aktivitäten zur Umsetzung der Energiewende sind dagegen zu würdigen und, sofern
UVP-Pflicht besteht, zu überprüfen.

FuE-Modell- und Demonstrationsprojekte zur Produktion, Verteilung und Speicherung von EE

Gefördert werden FuE-Projekte zur Erforschung von Speichertechnologien, effizienten Produktions-
und Verteilungsanlagen und ihre intelligente Vernetzung. Weiterhin werden Demonstrationsprojekte,
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welche die Anwendung entwickelter innovativer Lösungen im Strom- und Wärmebereich sowie mit
Bezug zu regionalen Speichern erproben und die Markteinführung vorbereiten, gefördert. Zielgruppe
der Maßnahme sind Hochschulen, außeruniversitäre Forschungseinrichtungen und KMU. Förderfähig
sind Investitions-, Personal- und Sachkosten. Tabelle 5 gibt eine Einschätzung über die Umweltaus-
wirkungen auf die relevanten Umweltschutzgüter.

Tabelle 5: Umweltauswirkungen der Maßnahme „FuE-Modell- und Demonstrationsprojekte zur
Produktion, Verteilung und Speicherung von EE"

Umwelt-
schutzgut

Umwelt-
schutzziel Indikator

Trend
Nullvari-
ante

Maß-
nahme Erläuterung

Luft und
Klima

USZ 1:
Reduzie-
rung der
Treibhaus-
gasemissi-
onen

Indikator 1.1: CO2
Emission je Ein-
wohner

+ +
Insgesamt ist in der Nullvariante zu erwarten, dass
sich der positive Trend der letzten Jahre bezüglich
der Reduzierung der Treibhausgasemissionen auch
unabhängig von der Förderung weiter fortsetzen
wird. Die Landesregierung unterstützt die entspre-
chenden Klimaschutzziele des Bundes. Der Klima-
schutzbericht 2009 prognostiziert eine Reduzierung
der Treibhausgasemissionen um 40 % bzw. 30 %
von 1990 bis 2020.

Die Umsetzung von Forschungsergebnissen zur
Produktion, Verteilung und Speicherung von erneu-
erbaren Energien im Rahmen von Modell- und De-
monstrationsprojekten lässt auf keine erheblichen
bzw. vernachlässigbaren direkten Auswirkungen auf
das Umweltschutzgut schließen, da es sich dabei
um keine flächendeckende Einführung von neuen
Technologien zur Produktion, Verteilung und Spei-
cherung von erneuerbaren Energien handelt.
Langfristig werden positive Wirkungen realisiert
werden. Die Wirksamkeit der Maßnahme hängt dann
vor allem vom Verbreitungsgrad der Erkenntnisse
aus den Projekten ab und davon, ob es gelingt, die
entwickelten Technologien im großen Maßstab zu
implementieren.

Indikator 1.2: Emis-
sionen von Treib-
hausgasen Gesamt

+ +

Indikator 1.3: Emis-
sionen von Treib-
hausgasen pro
Kopf

+ +

Indikator 1.4: Emis-
sionen von CO2

+ +

Indikator 1.5: Emis-
sionen von CH4

+ 0

Indikator 1.6: Emis-
sionen von N2O

- 0

Indikator 1.7: CO2-
Emissionen des
Verkehrs

+ 0

Indikator 1.8: CO2-
Emissionen der
Haushalte, GDH

0 0

Indikator 1.9: CO2-
Emissionen der
Industrie

+ 0

USZ 2:
Erhöhung
des Anteils
Erneuerba-
rer Ener-
gien

Indikator 2.1: EE-
Anteil in der Strom-
erzeugung

++ +

In der Nullvariante ist zu erwarten, dass der bisher
positive Trend weiterhin bestehen bleiben wird. Die
im Rahmen der Energiewende geschaffenen Rah-
menbedingungen werden den Ausbau von erneuer-
baren Energien in Schleswig-Holstein zukünftig
weiter voranbringen.

FuE-Modell- und Demonstrationsprojekte zur Pro-
duktion, Verteilung und Speicherung von erneuerba-
ren Energien werden sich positiv auf den Anteil der
erneuerbaren Energien in der Stromerzeugung
auswirken. Da es sich „nur“ um Modell- und De-
monstrationsprojekte handelt, hängen signifikante
Wirkungen davon ab, ob der Modellcharakter der
Vorhaben entsprechend bekannt gemacht wird.
Das Erfolgspotenzial der geförderten Projekte kor-
respondiert direkt mit der langfristigen Wirksamkeit
und Sichtbarkeit der Projekte.

Tiere,
Pflanzen
und biolo-
gische
Vielfalt

USZ 4:
Erhalt der
biologi-
schen
Vielfalt und
der Natur-
schutzge-
biete

Indikator 4.1:
Schutzgebietsflä-
chen (nach Art,
insgesamt, Anteil in
der Landesfläche)

+ -

Es ist zu erwarten, dass der Zustand des Umwelt-
schutzgutes bei gleich bleibenden Bedingungen
insgesamt unverändert bleiben wird.

Die Durchführung von FuE Modell- und Demonstra-
tionsprojekten könnte eine negative Auswirkung auf
den Erhalt der biologischen Vielfalt und der Natur-
schutzgebiete haben, wenn Vorhaben gefördert
werden, die aufgrund ihrer Lage oder Funktion eine
solche negative Auswirkung provozieren können. Da
jedoch die Umsetzung von Projekten in Schutzgebie-

Indikator 4.2: Ge-
sundheitszustand
des Waldes

0 0
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Umwelt-
schutzgut

Umwelt-
schutzziel Indikator

Trend
Nullvari-
ante

Maß-
nahme Erläuterung

Indikator 4.3: Ge-
fährdete Biotopen
und Rote Listen

- -

ten und gefährdeten Biotopen eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung voraussetzt, würden negative Aus-
wirkungen auf ein Minimum beschränkt.
Weiterhin kann das Umweltschutzgut auch durch
Externalitäten von Projekten negativ beeinflusst
werden. Beispiele können die Auswirkungen von
Windrädern auf den Vogelbestand oder die Wirkung
von Stress durch Lärm auf Tiere sein.
In beiden Fällen würde es sich um punktuelle, pro-
jektbezogene negative Wirkungen handeln. Eine
flächendeckende Beeinträchtigung des Umwelt-
schutzgutes ist nicht zu erwarten.

Es ist weiterhin nicht zu erwarten, dass die Maß-
nahme zum Erhalt des Naturerbes und der Artenviel-
falt beiträgt. Vielmehr kann die Maßnahme, wenn
auch nur im kleinen Umfang negative Auswirkungen
auf einzelne Arten mit sich bringen.

Leitfrage: Trägt die
Maßnahme zum
Erhalt des Naturer-
bes und der Arten-
vielfalt bei?

-

Boden

USZ 5:
Reduzie-
rung des
Flächen-
verbrauchs

Indikator 5.1: Bo-
denfläche 0 0

Für den Trend der Nullvariante siehe Tabelle 2 oben.

Beinhalten die FuE-Modell- und Demonstrationspro-
jekte die Errichtung von Bauobjekten oder Strom-
trassen muss von einer negativen Auswirkung auf
das Umweltschutzgut ausgegangen werden. Eine
flächendeckende negative Wirkung ist aufgrund des
Modellcharakters der Projekte nicht zu erwarten. Bei
Einzelvorhaben ist im Wege einer UVP eine mög-
lichst umweltschonende Variante zu finden.
Langfristige negative Auswirkungen sind möglich,
wenn die Projekte erfolgreich sind und ausgeweitet
werden oder viele Nachahmer finden.
Führen die Modellprojekte jedoch zu einer Verkleine-
rung oder Dezentralisierung von energierelevanten
Prozessen, könnte dies zu einer Reduzierung des
Flächenverbrauchs führen und somit positiv auf das
Umweltschutzgut wirken.

Es ist zu berücksichtigen, dass der Aus- oder Neu-
bau von Stromtrassen auch negative Auswirkungen
auf das Umweltschutzgut "Menschen" haben kann.
Zum Schutz der menschlichen Gesundheit vor elekt-
romagnetischer Strahlung beim Energieleitungsaus-
bau sollte von Stromtrassen ein ausreichender
Abstand zu Gebäuden eingehalten und diese vor
allem nicht überspannt werden. Bei erdgebundenen
Leitungen ist der Eingriff auf das Schutzgut am
höchsten.

Indikator 5.2:
Landwirtschaftsflä-
che

- 0

Indikator 5.3: Wald-
fläche + 0

Indikator 5.4: Sied-
lungs- und Ver-
kehrsfläche

- -

Indikator 5.5: Anteil
der Siedlungs- und
Verkehrsfläche an
der Gesamtfläche

- -

Indikator 5.6: jährli-
che Flächenversie-
gelung

0 -

Kulturelles
Erbe

USZ 9:
Erhalt des
Land-
schaftsbil-
des sowie
des Kultur-
erbes

Leitfrage 1: Wird
der Sachwert von
Gebäuden, Bauten
und Infrastrukturen
erhöht oder ver-
mindert?

+

Insgesamt ist der Einfluss auf das Umweltschutzgut
vernachlässigbar. Die Auswirkungen beschränken
sich zunächst auf die Strukturen der Modellprojekte.
Langfristig gesehen, sind Effekte – abhängig von der
Umsetzbarkeit der Projekte – denkbar. Dies gilt,
wenn als Resultat der Projekte neue Energiespei-
cher oder Energieproduktionsanlagen in oder an
Gebäuden installiert werden.

Die Maßnahme dient nicht explizit dem Denkmal-
und Kulturlandschaftsschutz, steht jedoch auch nicht
in einem grundsätzlichen Widerspruch. Die Beurtei-
lung hängt jeweils vom Einzelfall ab, die bei investi-
ven Vorhaben durch die UVP-Pflicht ohnehin vorge-
sehen wäre.

Leitfrage 2: Trägt
die Maßnahme zum
Erhalt der Kultur-
landschaft und/oder
zum Denkmal-
schutz bei?

-

Umweltinnovationen und energetische Optimierung in KMU

Im Rahmen der Maßnahme "Umweltinnovationen" werden FuE-Projekte mit dem Fokus Energieeffizi-
enz, Ressourceneffizienz und Bioökonomie gefördert. Gefördert werden produktions- und verfahrens-
technische Innovationen zur Verringerung des Energie- und Rohstoffeinsatzes in Unternehmen. Ge-
fördert werden Unternehmen, insbesondere KMU.
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Die Maßnahme "Energetische Optimierung in KMU" soll über eine Maßnahme umgesetzt werden,
durch die KMU zur energetischen Optimierung und zur CO2-Reduktion beraten werden. Förderfähig ist
die Inanspruchnahme von Energieberatungsdienstleistungen, die direkt zur dauerhaften und wesentli-
chen Senkung des Energieeinsatzes in einer Betriebsstätte führen. Ziel ist die Erhöhung der Energie-
effizienz und die Senkung des Energieverbrauchs, z.B. durch Energiemanagementsysteme.

Tabelle 6: Umweltauswirkungen der Maßnahmen „Umweltinnovationen“ und „Energetische
Optimierung in KMU“

Umwelt-
schutzgut

Umwelt-
schutzziel Indikator

Trend
Nullvari-
ante

Maß-
nahme Erläuterung

Luft und
Klima

USZ 1:
Reduzie-
rung der
Treibhaus-
gasemissi-
onen

Indikator 1.1: CO2
Emission je Ein-
wohner

+ +
Für den Trend der Nullvariante siehe Tabelle 5.

Die umzusetzenden Maßnahmen werden sich positiv
auf das Umweltschutzziel auswirken, wobei die
Maßnahmen "Umweltinnovation" und "Energetische
Optimierung in KMU" direkte Wirkungen haben.
Durch den nachhaltigen Charakter von Innovationen
und Investitionen im Bereich erneuerbarer Energien
sind langfristige positive Wirkungen zu erwarten.
Erhebliche Auswirkungen sind nicht zu erwarten.

Indirekt können positive Wirkungen auf das Umwelt-
schutzgut „Menschen“ entstehen, wenn die Investiti-
onen in Energieeffizienz und erneuerbare Energien
gleichzeitig zu einer verringerten Schadstoffbelas-
tung der Luft führen.

Indikator 1.2: Emis-
sionen von Treib-
hausgasen Gesamt

+ +

Indikator 1.3: Emis-
sionen von Treib-
hausgasen pro
Kopf

+ +

Indikator 1.4: Emis-
sionen von CO2

+ +

Indikator 1.5: Emis-
sionen von CH4

+ 0

Indikator 1.6: Emis-
sionen von N2O

- 0

Indikator 1.7: CO2-
Emissionen des
Verkehrs

+ 0

Indikator 1.8: CO2-
Emissionen der
Haushalte, GDH

0 0

Indikator 1.9: CO2-
Emissionen der
Industrie

+ +

USZ 2:
Erhöhung
des Anteils
Erneuerba-
rer Ener-
gien

Indikator 2.1: EE-
Anteil in der Strom-
erzeugung

++ +

Für den Trend der Nullvariante siehe Tabelle 5.

Positive Wirkungen sind zu erwarten, wenn die
Förderung zur Anschaffung von EE-Anlagen oder
Anlagen mit höherem Wirkungsgrad im KMU-Sektor
führt. Andernfalls sind keine Effekte zu erwarten.

USZ 3:
Erhöhung
der Ener-
gieeffizi-
enz/Senku
ng des
Energie-
verbrauchs

Indikator 3.1: Ener-
gieproduktivität + + Die Energieeffizienz und der Energieverbrauch

werden sich in der Nullvariante in den kommenden
Jahren voraussichtlich weiter positiv entwickeln.
Die hier betrachteten Maßnahmen haben aufgrund
ihrer Zielsetzungen eine direkte positive Auswirkung
auf das Umweltschutzziel. Sie zielen auf den Einsatz
von energieeffizienten Technologien in Unternehmen
ab. Durch Energieberatung und Maßnahmen des
Energiemanagements können weiterhin entspre-
chende Investitionsbedarfe aufgedeckt werden. Im
Anschluss ggf. getätigte Investitionen in energieeffi-
ziente Maschinen führen zu einer Steigerung der
Energieproduktivität und senken den Energiever-
brauch von KMU. Aufgrund der Mittelausstattungen
der Beratungsförderung sind durch die Förderung
jedoch keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten.

Die Maßnahmen tragen durch die Förderung von
energiesparender Gebäudetechnik und Anlagen zur
Erhöhung der Energieeffizienz und zu Energieein-
sparungen im privaten Sektor bei. Sofern angezeigt,
sind durch die Energieberatungen auch Belange
anderer Umweltschutzgüter, z.B. des Naturschutzes
oder des Denkmalschutzes abzudecken.

Indikator 3.2: Ener-
gieintensität + +

Indikator 3.3: Pri-
märenergiever-
brauch

0 +

Indikator 3.4: Pri-
märenergiever-
brauch je Einwoh-
ner

+ +

Indikator 3.5: End-
energieverbrauch 0 +

Indikator 3.6: End-
energieverbrauch je
Einwohner

+ +

Leitfrage: Trägt die
Maßnahme zur
Erhöhung der
Energieeffizienz
bzw. zu Energie-
einsparungen eher
in den privaten oder
eher in den öffentli-
chen Sektor bei?

+
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Energetische Optimierung öffentlicher Infrastrukturen

Die Maßnahme fördert Einzelvorhaben von Kommunen oder sonstigen öffentlichen Trägern zu Investi-
tionen in die energetische Optimierung öffentlicher Infrastrukturen. Die Maßnahme legt den Schwer-
punkt auf die energetische Sanierung öffentlicher Gebäude. Hierzu werden auch kommunale Erleb-
nisbäder und Thermen sowie Gebäude im Bereich der Jugendarbeit (Jugendherbergen und Bildungs-
stätten) und Krankenhäuser gezählt.

Tabelle 7: Umweltauswirkungen der Maßnahme
„Energetische Optimierung öffentlicher Infrastrukturen"

Umwelt-
schutzgut

Umwelt-
schutzziel Indikator

Trend
Nullvari-
ante

Maß-
nahme Erläuterung

Luft und
Klima

USZ 1:
Reduzie-
rung der
Treibhaus-
gasemissi-
onen

Indikator 1.1: CO2
Emission je Ein-
wohner

+ +
Für den Trend der Nullvariante siehe Tabelle 5.

Der direkte Einfluss der Einzelvorhaben auf die
landesweite Reduzierung der Treibhausgasemissio-
nen ist als gering einzuschätzen. Substanzielle
projektbezogene Wirkungen müssen dagegen erzielt
werden.

Langfristig besteht das Potenzial, große Umweltwir-
kungen zu erreichen, wenn durch die geförderten
Vorhaben Anreize entstehen, evtl. großflächig und in
sämtlichen öffentlichen Gebäuden Energieeffizienz-
maßnahmen umzusetzen. Einer hinreichenden
Übertragbarkeit auf andere öffentliche Gebäude und
ggf. einer angemessenen Publizität kommt in diesem
Zusammenhang besondere Bedeutung zu.

Indikator 1.2: Emis-
sionen von Treib-
hausgasen Gesamt

+ +

Indikator 1.3: Emis-
sionen von Treib-
hausgasen pro
Kopf

+ +

Indikator 1.4: Emis-
sionen von CO2

+ +

Indikator 1.5: Emis-
sionen von CH4

+ 0

Indikator 1.6: Emis-
sionen von N2O

- 0

Indikator 1.7: CO2-
Emissionen des
Verkehrs

+ 0

Indikator 1.8: CO2-
Emissionen der
Haushalte, GDH

0 +

Indikator 1.9: CO2-
Emissionen der
Industrie

+ 0

USZ 3:
Erhöhung
der Ener-
gieeffizi-
enz/Senku
ng des
Energie-
verbrauchs

Indikator 3.1: Ener-
gieproduktivität + 0 Für den Trend der Nullvariante siehe Tabelle 6.

Der direkte Einfluss der Einzelvorhaben auf die
landesweite Erhöhung der Energieeffizienz und
Senkung des Energieverbrauchs ist als gering ein-
zuschätzen. Substanzielle Wirkungen müssen auf
Projektebene entstehen. Die Lösungen sollen über
die gesetzlichen Standards hinausgehen und eine
hohe Übertragbarkeit auf andere Infrastrukturen des
gleichen Typs sowie ein überdurchschnittliches
Energieeinsparpotenzial aufweisen.

Langfristig besteht das Potenzial, große Umweltwir-
kungen zu erreichen, wenn andere Träger die
durchgeführten energetischen Sanierungsmaßnah-
men nachahmen und in der Folge weitere öffentliche
Gebäude bzw. Infrastrukturen saniert werden.

Die Maßnahme trägt zur Erhöhung der Energieeffizi-
enz und zu Energieeinsparungen im öffentlichen
Sektor bei.

Indikator 3.2: Ener-
gieintensität + 0

Indikator 3.3: Pri-
märenergiever-
brauch

0 +

Indikator 3.4: Pri-
märenergiever-
brauch je Einwoh-
ner

+ +

Indikator 3.5: End-
energieverbrauch 0 +

Indikator 3.6: End-
energieverbrauch je
Einwohner

+ +

Leitfrage: Trägt die
Maßnahme zur
Erhöhung der
Energieeffizienz
bzw. zu Energie-
einsparungen eher
in den privaten oder
eher in den öffentli-
chen Sektor bei?

+
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Umwelt-
schutzgut

Umwelt-
schutzziel Indikator

Trend
Nullvari-
ante

Maß-
nahme Erläuterung

Boden

USZ 5:
Reduzie-
rung des
Flächen-
verbrauchs

Indikator 5.1: Bo-
denfläche 0 0 Für den Trend der Nullvariante siehe Tabelle 2 oben.

Die Maßnahme wird wahrscheinlich wenig bis keinen
Einfluss auf den Umfang von Neu- und Ausbauten
öffentlicher Einrichtungen haben.

Indikator 5.2:
Landwirtschaftsflä-
che

- 0

Indikator 5.3: Wald-
fläche + 0

Indikator 5.4: Sied-
lungs- und Ver-
kehrsfläche

- 0

Indikator 5.5: Anteil
der Siedlungs- und
Verkehrsfläche an
der Gesamtfläche

- 0

Indikator 5.6: jährli-
che Flächenversie-
gelung

0 0

Menschen

USZ 8:
Einhaltung
von Immis-
sions-
grenzwer-
ten
(Luft/Lärm)

Indikator 8.1: Jah-
resmittelwert PM10
(Feinstaub)

+ -
In der Nullvariante ist keine Verbesserung des Zu-
standes des Umweltschutzgutes zu erwarten. Die
Luftqualität war in Schleswig-Holstein in den letzten
Jahren weitestgehend konstant gut. Die Lärmbelas-
tung ist den letzten Jahren angestiegen, was vor
allem auf die Straßenlärmentwicklung zurückzufüh-
ren ist.

Kurz- und mittelfristig kann die Maßnahme durch
Baumaßnahmen im Rahmen von Sanierungen zu
erhöhten Immissionswerten für Lärm und Feinstaub
führen. Langfristige Einschränkungen sind nicht zu
erwarten. Die Verbesserung der Energieeffizienz
öffentlicher Gebäude kann langfristig zu einer gerin-
gen Schadstoffbelastung der Luft führen, weil um-
weltschädliche Technologien durch saubere und
umweltfreundliche ersetzt werden und somit die
Lebensqualität der Menschen verbessern.

Indikator 8.4:
Grenzwertüber-
schreitung Fein-
staub

+ -

Indikator 8.5:
nach EU-
Umgebungslärm-
richtlinie Anteil
Betroffener von Lden
> 65 dB in [%]

0 -

Indikator 8.7: An-
zahl Betroffener
von Lden > 65 dB

0 -

Leitfrage: Trägt die
Maßnahme zur
Erhöhung der
Lebensqualität und
Gesundheit von
Menschen bei?

+

Kulturelles
Erbe

USZ 9:
Erhalt des
Land-
schaftsbil-
des sowie
des Kultur-
erbes

Leitfrage 1: Wird
der Sachwert von
Gebäuden, Bauten
und Infrastrukturen
erhöht oder ver-
mindert?

+

Investitionen in die verbesserte Energieeffizienz von
Gebäuden führen aufgrund der Modernisierungen zu
einer Wertsteigerung.

Bei der Durchführung von Maßnahmen der energeti-
schen Sanierung denkmalgeschützter Gebäude sind
die Belange des Denkmalschutzes besonders zu
berücksichtigen. Denkmalgeschützte Gebäude
weisen häufig eine besonders schlechte Energiebi-
lanz auf und würden daher einen Modellcharakter für
vergleichbare Gebäude einnehmen können.
So ermöglicht die explizite Auswahl denkmalge-
schützter Gebäude auch, den Demonstrationscha-
rakter der Maßnahme besonders öffentlichkeitswirk-
sam zu publizieren und Nachahmer zu finden.

Leitfrage 2: Trägt
die Maßnahme zum
Erhalt der Kultur-
landschaft und/oder
zum Denkmal-
schutz bei?

0

Kurzfristig sind keine wesentlichen Umweltwirkungen durch die Maßnahmen der Prioritätsachse zu
erwarten. Mittelfristig können sich die Maßnahmen im Unternehmenssektor großflächig positiv auf das
Umweltschutzgut „Luft und Klima“ auswirken. Weiterhin leisten die vorgeschlagenen Maßnahmen alle
einen Beitrag zu dem EFRE Querschnittsziel "Nachhaltige Entwicklung" und den Klimazielen der Stra-
tegie "Europa 2020", da sie direkt die Nutzung von EE und die Erhöhung der Energieeffizienz in einer
Vielzahl von Bereichen fördern und somit Anreize zum Klimaschutz setzen.
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4.4.Umweltauswirkungen der Prioritätsachse 4: Nachhaltige Nutzung beste-
hender Ressourcen

Ressourcenschonender Erhalt und Weiterentwicklung des Kultur- und Naturerbes

Die Maßnahme unterstützt den ressourcenschonenden Erhalt und die verbesserte touristische Nut-
zung des Natur- und Kulturerbes. Besondere Erbestätten sollen besser geschützt und gleichzeitig
umweltschonend zugänglich gemacht und aufgewertet werden. Gefördert werden investive Maßnah-
men (Bau- und Ausstattungskosten, Planung, Baunebenkosten) sowie nicht-investive Kooperations-
und Sensibilisierungsprojekte.

Tabelle 8: Umweltauswirkungen der Maßnahme „Ressourcenschonender Erhalt und Weiter-
entwicklung des Kultur- und Naturerbes“

Umwelt-
schutzgut

Umwelt-
schutzziel

Indikator Trend
Nullvari-
ante

Maß-
nahme

Erläuterung

Tiere,
Pflanzen
und biologi-
sche Vielfalt

USZ 4:
Erhalt der
biologi-
schen
Vielfalt und
der Natur-
schutzge-
biete

Indikator 4.1:
Schutzgebietsflä-
chen (nach Art,
insgesamt, Anteil in
der Landesfläche)

+ +

Es ist zu erwarten, dass der Zustand des Umwelt-
schutzgutes bei gleichbleibenden Bedingungen
insgesamt unverändert bleiben wird.
Zwar ist mit einem steigenden Anteil von Schutzge-
bietsflächen zu rechnen, aber es ist nicht zu erwar-
ten, dass sich das Umweltschutzgut ohne die ent-
sprechende Maßnahmen erheblich positiver entwi-
ckeln würde.

Der Schutz und die Entwicklung des tourismusaffi-
nen Natur- und Kulturerbes sollten sich positiv auf
das Umweltschutzgut auswirken, wenn Schutzge-
biete und Biotope substanziell ausgeweitet und
konserviert werden. Die Maßnahme würde dann
zum Erhalt des Naturerbes und der Artenvielfalt auf
breiter Basis und großflächig beitragen. Allerdings
ist zu beachten, dass eine verstärkte touristische
Erschließung und Inanspruchnahme von Naturräu-
men, Tiere und Pflanzen ohne schützende Gegen-
maßnahmen stören und somit negativ beeinflussen
können. Aufgrund der vorgesehenen relativ gerin-
gen Mittelausstattung sind erhebliche Umweltaus-
wirkungen nicht zu erwarten.
Die Umsetzung der Maßnahme kann indirekte
positive Wirkungen auf andere Schutzgüter wie
"Menschen" nach sich ziehen, wenn touristisch
attraktivere Naturräume geschaffen werden, die zur
Erholung genutzt werden können, da dies einen
positiven Effekt auf die Lebensqualität von Men-
schen hat.

Indikator 4.2: Ge-
sundheitszustand
des Waldes 0 0

Indikator 4.3: Ge-
fährdete Biotopen
und Rote Listen - 0

Leitfrage: Trägt die
Maßnahme zum
Erhalt des Naturer-
bes und der Arten-
vielfalt bei?

+

Boden

USZ 5:
Reduzie-
rung des
Flächen-
verbrauchs

Indikator 5.1: Bo-
denfläche 0 0

In der Nullvariante ist zu erwarten, dass der jährli-
che Flächenverbrauch nicht wesentlich ansteigen
wird. Gemäß den strategischen Zielstellungen des
Landes ist zu erwarten, dass die Waldfläche weiter-
hin zunimmt. Für eine Umsetzung im OP EFRE
vorgesehene Infrastrukturprojekte können einen
negativen Beitrag zum Umweltschutzziel nach sich
ziehen.

Die Auswirkungen auf das Umweltschutzziel "Redu-
zierung des Flächenverbrauchs" werden als gering
eingeschätzt. Erhebliche Umweltwirkungen sind
durch die begrenzte Mittelausstattung der Maßnah-
me unwahrscheinlich. Positive Effekte bezüglich der
Waldfläche und der jährlichen Flächenversiegelung
können eintreten, wenn im Rahmen der Maßnahme
Waldflächen und andere Naturräume geschützt und
erweitert werden.

Indikator 5.2:
Landwirtschaftsflä-
che

- 0

Indikator 5.3: Wald-
fläche + +

Indikator 5.4: Sied-
lungs- und Ver-
kehrsfläche - 0

Indikator 5.5: Anteil
der Siedlungs- und
Verkehrsfläche an
der Gesamtfläche

- 0

Indikator 5.6: jährli-
che Flächenversie-
gelung

0 +
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Umwelt-
schutzgut

Umwelt-
schutzziel

Indikator Trend
Nullvari-
ante

Maß-
nahme

Erläuterung

Kulturelles
Erbe

USZ 9:
Erhalt des
Land-
schaftsbil-
des sowie
des Kultur-
erbes

Leitfrage 1: Wird
der Sachwert von
Gebäuden, Bauten
und Infrastrukturen
erhöht oder ver-
mindert?

+

Die Maßnahme zielt direkt auf die Inwertsetzung
des Natur- und Kulturerbes in Schleswig-Holstein
ab. Mittelfristig trägt sie damit zum Erhalt des Land-
schaftsbildes und Kulturerbes bei und hat so indirekt
auch einen Einfluss auf die Lebensqualität von
Menschen.
In Abhängigkeit der konkreten Projekte, z.B. im Fall
von Gebäude- oder auch Flächensanierungen, wird
der Sachwert von Gebäuden, Bauten und weiteren
vorhandenen Infrastrukturen erhöht und ggf. ein
positiver Beitrag zum Denkmalschutz geleistet.

Leitfrage 2: Trägt
die Maßnahme zum
Erhalt der Kultur-
landschaft und/oder
zum Denkmal-
schutz bei?

+

Nachhaltige Stadtentwicklung und Brachflächenrecycling

Im Rahmen der nachhaltigen Stadtentwicklung soll die Innenentwicklung in Ober- und Mittelzentren
auf Basis von integrierten Stadtentwicklungskonzepten unterstützt werden. Gefördert werden u.a. die
Nachnutzung von Brachen und fehl- oder untergenutzter Flächen, die Zugänglichmachung und Nut-
zung von Flächen an Gewässern sowie die Herstellung neuer und/oder die Vernetzung städtischer
Grünräume. Die denkmalgerechte Erneuerung von Straßen, Plätzen und baulichen Elementen werden
auch unterstützt.

Die Maßnahme zum Brachflächenrecycling fördert die Planung und Durchführung der Grundstückauf-
bereitung sowie die Sanierung von Altlasten nach Bundesbodenschutzgesetz.

Tabelle 9: Umweltauswirkungen der Maßnahmen "Nachhaltige Stadtentwicklung" und "Brach-
flächenrecycling"

Umwelt-
schutzgut

Umwelt-
schutzziel

Indikator Trend
Nullvari-
ante

Maß-
nahme

Erläuterung

Tiere,
Pflanzen
und biologi-
sche Vielfalt

USZ 4:
Erhalt der
biologi-
schen
Vielfalt und
der Natur-
schutzge-
biete

Indikator 4.1:
Schutzgebietsflä-
chen (nach Art,
insgesamt, Anteil in
der Landesfläche)

+ +

Es ist zu erwarten, dass der Zustand des Umwelt-
schutzgutes bei gleichbleibenden Bedingungen sich
insgesamt nicht wesentlich verändern wird. Zwar ist
mit einem steigenden Anteil von Schutzgebietsflä-
chen zu rechnen, jedoch ist nicht zu erwarten, dass
sich die Wälder und Biotope ohne entsprechende
Maßnahmen erheblich positiver entwickeln würden.
Im Innenbereich von Städten, die durch Maßnah-
men tangiert sind, können punktuell negative Um-
weltauswirkungen auftreten, die bei den jeweiligen
Maßnahmen durch Ausgleichsmaßnahmen zu
berücksichtigen sind.

Die Maßnahme „Nachhaltige Stadtentwicklung“ hat
keinen direkten Einfluss auf das Umweltschutzgut,
da sie sich auf städtische Räume beschränkt und
gemessen an den Volumina nicht flächendeckend
erfolgt. Es sind auch keine großen Vorhaben vorge-
sehen.
Die Schaffung von naturnahen Parkanlagen etc.
würde einen positiv Effekt auf das Umweltschutzgut
haben, da hierdurch die biologische Vielfalt in Städ-
ten erhalten und entwickelt wird, die an anderer
Stelle durch die Revitalisierung von Brachen oder
andere Eingriffe der Stadtentwicklung negativ be-
troffen sein können. Dies gilt insbesondere für
Vorhaben des Brachflächenrecycling, wenn die
Brachen sich zu ökologischen Nischen im Stadtge-
füge entwickelt haben sollten. Im Außenbereich sind
nach bisheriger Kenntnis keine Vorhaben vorgese-
hen und demnach auch keine Wirkungen auf das
Schutzgut zu erwarten.

Indikator 4.2: Ge-
sundheitszustand
des Waldes

0 +

Indikator 4.3: Ge-
fährdete Biotopen
und Rote Listen - +

Leitfrage: Trägt die
Maßnahme zur
Erhalt der Naturer-
be und der Arten-
vielfalt bei?

+
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Umwelt-
schutzgut

Umwelt-
schutzziel

Indikator Trend
Nullvari-
ante

Maß-
nahme

Erläuterung

Boden

USZ 5:
Reduzie-
rung des
Flächen-
verbrauchs

Indikator 5.1: Bo-
denfläche 0 0

In der Nullvariante ist zu erwarten, dass der jährli-
che Flächenverbrauch nicht wesentlich ansteigen
wird. Die Förderung zielt im Gegenteil darauf ab,
durch Brachflächenrecycling dem Flächenverbrauch
entgegen zu wirken. Gemäß den strategischen
Zielstellungen des Landes ist zu erwarten, dass die
Waldfläche weiterhin zunimmt.

Die Maßnahme hat aufgrund ihrer Zielsetzung
direkte positive Auswirkungen auf das Umwelt-
schutzgut. Werden im Rahmen der nachhaltigen
Stadtentwicklungen Bodenflächen entsiegelt, hat
dies eine positive Auswirkung auf das Umwelt-
schutzziel. Weiterhin könnte die Maßnahme auch
direkt eine Flächenneuinanspruchnahme vermei-
den.

Aufgrund der räumlichen Begrenzung (Ober- und
Mittelzentren) werden standortbezogene Wirkungen
erreicht. Die vorgesehene Mittelausstattung der
Maßnahme und die teilweise Konzentration auf die
Westküste (ITI) werden aber keine flächendecken-
den Auswirkungen nach sich ziehen.

Indikator 5.2:
Landwirtschaftsflä-
che - 0

Indikator 5.3: Wald-
fläche + 0

Indikator 5.4: Sied-
lungs- und Ver-
kehrsfläche - +

Indikator 5.5: Anteil
der Siedlungs- und
Verkehrsfläche an
der Gesamtfläche

- +

Indikator 5.6: jährli-
che Flächenversie-
gelung 0 +

USZ 6:
Schutz des
Grundwas-
sers vor
Verschmut-
zungen

Indikator 6.1: Alt-
laststandorte und
sanierte Altlastflä-
chen

0 +

In der Nullvariante ist keine große Veränderung des
Zustandes des Umweltschutzguts zu erwarten. In
den letzten Jahren gab es einen leicht steigenden
Trend bei Altlasten und einen leicht fallenden Trend
bei Altlastenverdachtsflächen.

Die Maßnahmen werden einen Beitrag zum Schutz
des Grundwassers vor Verschmutzungen leisten.
Angesichts der geringen Mittelausstattung ist mit
keiner substanziellen Reduzierung der Altlaststand-
orte und sanierte Altlastflächen zu rechnen.
Die Maßnahme wird aber zur proaktiven Vermei-
dung der zukünftigen Entstehung von Altlasten
beitragen. Eine stoffliche Belastung des Bodens ist
unwahrscheinlich.

Indikator 6.2: Jähr-
lich sanierte Altlast-
flächen 0 +

Leitfrage: Ist mit
stofflichen Belas-
tungen des Bodens
zu rechnen? +

Wasser

USZ 7:
Verbesse-
rung der
Qualität
aller Ge-
wässer

Indikator 7.1: Anteil
Gewässer mit
gutem ökologisch
Zustand

- +

Die Erreichung des Umweltschutzziels Verbesse-
rung der Qualität der Gewässer ist in der Nullvarian-
te nicht zu erwarten. Obwohl bereits Maßnahmen
zur Erreichung der WRRL umgesetzt wurden, konn-
ten keine messbaren Verbesserungen erreicht
werden. Die Prognosen lassen eine weitere Zu-
nahme der Belastung der Gewässer in Schleswig-
Holstein erwarten.

Die Maßnahme kann sich positiv auf das Umwelt-
schutzgut auswirken, wenn die neuerliche Schad-
stoffbelastung von Gewässern durch städtebauliche
Maßnahmen vermieden wird. Beinhalten die geför-
derten Projekte auch Maßnahmen, die auch Ab-
wassermanagement auf Gebäudeebene oder in den
geförderten Quartieren umfassen, kann sich die
Maßnahme auf die Qualität der Gewässer auswir-
ken. Ein signifikanter Beitrag zu den Zielen der
WRRL ist nicht zu erwarten.

Leitfrage: Trägt die
Maßnahme zur
Erreichung der
Ziele der WRRL
bei?

+
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Umwelt-
schutzgut

Umwelt-
schutzziel

Indikator Trend
Nullvari-
ante

Maß-
nahme

Erläuterung

Menschen

USZ 8:
Einhaltung
von Immis-
sions-
grenzwer-
ten
(Luft/Lärm)

Indikator 8.1: Jah-
resmittelwert PM10
(Feinstaub)

+ 0
In der Nullvariante ist keine Verbesserung des
Zustandes des Umweltschutzgutes zu erwarten. Die
Luftqualität war in Schleswig-Holstein in den letzten
Jahren weitestgehend konstant. Ohne entsprechen-
de Maßnahmen, sind Verbesserungen nicht zu
erwarten. Die Lärmbelastung ist den letzten Jahren
angestiegen, was vor allem auf die Straßenlär-
mentwicklung zurückzuführen ist.

Kurz- und Mittelfristig können die Interventionen
durch Baumaßnahmen zu erhöhten Immissionswer-
ten für Lärm und Feinstaub führen. Langfristige
Einschränkungen sind nicht zu erwarten.

Indirekt sind Wirkungen auf das Umweltschutzgut
„Luft und Klima“ durch die Verbesserung der Ener-
gieeffizienz und des Schadstoffausstoßes von
Gebäuden möglich. Langfristig kann somit die
Schadstoffbelastung der Luft verringert werden, was
zu einer erhöhten Lebensqualität und verbesserten
Gesundheit von Menschen führen kann. Allerdings
ist nur projektbezogen zu beurteilen, welche konkre-
ten Wirkungen auftreten können.

Indikator 8.2: Jah-
resmittelwert NO2
(Stickstoffdioxid) + 0

Indikator 8.3:
Grenzwertüber-
schreitung Ozon + 0

Indikator 8.4:
Grenzwertüber-
schreitung Fein-
staub

+ 0

Indikator 8.5: nach
EU-
Umgebungslärm-
richtlinie Anteil
Betroffener von Lden
> 65 dB in [%]

0 0

Indikator 8.6: Anteil
Betroffener von
Lnight > 55 dB

0 0

Indikator 8.7: An-
zahl Betroffener
von Lden > 65 dB 0 -

Indikator 8.8: An-
zahl Betroffener
von Lnight > 55 dB

0 0

Leitfrage: Trägt die
Maßnahme zur
Erhöhung der
Lebensqualität und
Gesundheit von
Menschen bei?

+

Kulturelles
Erbe

USZ 9:
Erhalt des
Land-
schaftsbil-
des sowie
des Kultur-
erbes

Leitfrage 1: Wird
der Sachwert von
Gebäuden, Bauten
und Infrastrukturen
erhöht oder ver-
mindert?

+

Die nachhaltige Stadtentwicklung trägt direkt zum
Erhalt von städtischen Kulturlandschaften und
denkmalgeschützten Objekten bei. Der Sachwert
von Gebäuden und Infrastrukturen kann im Rahmen
von Sanierungen (inkl. Brachen und Altlasten)
erhöht werden, andernfalls bleibt der Wert gleich
bzw. obliegt der natürlichen Verminderung von
Objektwerten.Leitfrage 2: Trägt

die Maßnahme zum
Erhalt der Kultur-
landschaft und/oder
zum Denkmal-
schutz bei?

+

Die Maßnahmen der PA 4 können eine überwiegend positive Auswirkung auf die betrachteten Um-
weltschutzgüter haben, wenn die umweltbezogenen fachlichen Anforderungen beachtet werden und in
die Entscheidungen adäquat einfließen. Angesichts der geplanten Mittelausstattung werden die Aus-
wirkungen auf Ebene des Untersuchungsraumes voraussichtlich nicht erheblich ausfallen. Erheblich
positive Auswirkungen könnten standort- oder projektbezogen in den erneuerten und wiederbelebten
städtischen Quartieren auftreten.
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4.5.Gesamtprogrammauswirkungen

Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die aggregierten Umweltwirkungen des gesamten Ope-
rationellen Programms (Gesamtprogrammauswirkungen).

Tabelle 10: Gesamtprogrammauswirkungen

Umwelt-
schutzgut

Umwelt-
schutzziel

Gesamtplan-
auswirkung Erläuterungen

Luft und
Klima

USZ 1: Re-
duzierung der
Treibhaus-
gasemissio-
nen

+

Die Auswirkungen des Programms sind insgesamt positiv einzuschätzen. Es
ist zu erwarten, dass vor allem Maßnahmen der Prioritätsachse 3 „Energie-
wende - Aufbau umweltgerechter Wirtschafts- und Infrastrukturen“ zur Redu-
zierung der Treibhausgasemissionen beitragen werden. Auswirkungen auf
das Umweltschutzziel der anderen Prioritätsachsen sind ggf. punktuell und
mittelbar zu erwarten.

USZ 2: Erhö-
hung des
Anteils Er-
neuerbarer
Energien

+

Auf das Umweltschutzziel „Erhöhung des Anteils Erneuerbarer Energien“ sind
keine bis geringe positive Wirkungen des Programms zu erwarten. Zwei der
Maßnahmen aus Prioritätsachse 3 könnten sich direkt auf das Umweltschutz-
ziel auswirken. Da es sich hier jedoch zum einen um Modell- und Demonstra-
tionsprojekte und zum anderen um Maßnahmen zur Förderung von Innovati-
onen und Investitionen von KMU, die die Nutzung von erneuerbaren Energien
nicht bedingen, handelt, sind die möglichen Auswirkungen als nicht erheblich
einzuschätzen.

USZ 3: Erhö-
hung der
Energieeffizi-
enz/Senkung
des Energie-
verbrauchs

+

Die Erreichung des Ziels der „Erhöhung der Energieeffizienz/Senkung des
Energieverbrauchs“ wird durch das Programm positiv beeinflusst. Die Maß-
nahmen der Prioritätsachse 3 haben aufgrund ihrer Zielstellungen einen
direkten Einfluss auf das Umweltschutzziel.

Tiere,
Pflanzen
und biologi-
sche Viel-
falt

USZ 4: Erhalt
der biologi-
schen Vielfalt
und der
Naturschutz-
gebiete

0

Die Programmauswirkungen auf den Zustand des Umweltschutzgutes sind
als gering einzuschätzen. Die Förderung von Modellprojekten zu erneuerba-
ren Energien im Rahmen der Prioritätsachse könnte negative Umweltwirkun-
gen haben, wenn die Projekte in Schutzgebieten umgesetzt werden.
Im Gegensatz hierzu können die Maßnahme der nachhaltigen Stadtentwick-
lung positive Wirkungen haben, wenn die naturschutzfachlichen Anforderun-
gen beachtet werden und in die Entscheidungen adäquat einfließen. Maß-
nahmen zur umweltschonenden Weiterentwicklung des Naturerbes könnten
auch positiv auf das Umweltschutzziel auswirken.

Boden

USZ 5: Re-
duzierung
des Flächen-
verbrauchs

0

Das Programm wird keinen erheblichen Beitrag zur Reduzierung des Flä-
chenverbrauchs leisten. Vielmehr könnten die Maßnahmen der ersten drei
Prioritätsachsen eine negative Wirkung auf das Umweltschutzziel haben, da
sie u.a. bauliche Vorhaben fördern können, die den Verbrauch und zumeist
eine Versiegelung von Flächen zur Folge haben.

Im Gegensatz hierzu können sich die städtebaulichen und kulturschützenden
Maßnahmen der 4. Prioritätsachse positiv auf das Ziel auswirken. Dies ist
insbesondere zu erwarten, wenn im Zuge der Maßnahmenumsetzung bereits
bestehende Flächen saniert und in die Natur zurückgeführt oder für eine
alternative Nutzung verwendet werden.

USZ 6:
Schutz des
Grundwas-
sers vor
Verschmut-
zungen

+

Das vorliegende Programm gibt die Möglichkeit, die Sanierung von Altlasten
und Altstandorten in den PA 2 und 4 zu fördern. In diesem Zusammenhang
wären positive Wirkungen auf das Umweltschutzziel zu erwarten.

Wasser

USZ 7: Ver-
besserung
der Qualität
aller Gewäs-
ser

0

Das Programm sieht keine direkte Förderung zur Verbesserung der Qualität
von Grundwasser, Binnen- und Meeresgewässern vor. Einzig die Maßnah-
men der Prioritätsachse 4 haben unter Umständen eine positive Wirkung auf
das Umweltschutzgut Wasser. Kann im Rahmen des Schutzes des touris-
musaffinen Natur- und Kulturerbes sowie im Rahmen der nachhaltigen Stadt-
entwicklung die Schadstoffbelastung von Gewässern reduziert werden, sind
positive Umweltwirkungen zu erwarten.
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Umwelt-
schutzgut

Umwelt-
schutzziel

Gesamtplan-
auswirkung Erläuterungen

Menschen

USZ 8: Ein-
haltung von
Immissions-
grenzwerten
(Luft/Lärm)

0

Die aufgeführten Maßnahmen des Programms beeinflussen die Luftqualität
sowie die Lärmsituation nicht signifikant. Ausnahme sind bauliche Maßnah-
men im Rahmen der Förderung durch die Prioritätsachsen 3 und 4. Da es
sich um keine großflächigen Maßnahmen handelt, ist die Auswirkung auf das
Umweltschutzziel marginal.
Langfristige, erhebliche Wirkungen sind nicht zu erwarten, da die Baumaß-
nahmen nur temporäre Auswirkungen haben. Vielmehr können sich die Maß-
nahmen der Prioritätsachse 4 insgesamt positiv auf das Wohlbefinden von
Menschen auswirken.

Kulturelles
Erbe

USZ 9: Erhalt
des Land-
schaftsbildes
sowie des
Kulturerbes

+

Der Erhalt des Landschaftsbildes sowie des Kulturerbes wird durch die Maß-
nahmen der ersten drei Prioritätsachsen weder explizit gefördert noch behin-
dert. Das Kulturerbe wird aber möglicherweise bei baulichen Modernisierun-
gen der PA 3 tangiert. In der Summe sind keine erheblichen Auswirkungen zu
erwarten.

Allerdings können die betrachteten Maßnahmen der Prioritätsachse 4 eine
deutlich positive Wirkung auf das Umweltschutzziel haben.

Die Umweltauswirkungen des Operationellen Programms EFRE in der Förderperiode 2014-2020 sind
insgesamt leicht positiv bis neutral einzustufen.

Positive Umweltwirkungen sind auf die Umweltschutzgüter „Luft und Klima", „Boden“ und „Kulturelles
Erbe" festzustellen. Geringe und teilweise positive Auswirkungen sind für das Schutzgut „Tiere, Pflan-
zen und biologische Vielfalt" zu erwarten. Auswirkungen auf das Umweltschutzgut „Menschen" kön-
nen unter Umständen negativ sein. Allerdings ist hier nur mit einer kurzfristigen Belastung zu rechnen.
Die Auswirkungen des Programms auf das Umweltschutzgut „Boden" können sowohl positiv als auch
negativ ausfallen. Das Umweltschutzgut „Wasser" wird nicht direkt adressiert und die Auswirkungen
sind tendenziell eher neutral bis leicht positiv zu bewerten. Die negativen Auswirkungen durch Flä-
chenverbrauch überwiegen in den ersten drei Prioritätsachsen, die wiederum durch die Maßnahmen
der PA 4 ausgeglichen werden könnten.

Der tatsächliche Umfang der Umweltwirkung wird maßgeblich durch die Projektauswahl und die Um-
setzung der geförderten Projekte bestimmt.
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5. Maßnahmen gegen negative Umweltauswirkungen

Im Rahmen der SUP konnten keine Maßnahmen identifiziert werden, die erheblich negative Umwelt-
auswirkungen hervorrufen werden. Punktuelle und kurzfristige, projektbezogen negative Umweltaus-
wirkungen sind jedoch zu erwarten und wurden im Rahmen der Bewertung der einzelnen Maßnahmen
thematisiert (siehe Abschnitt 4). Zur Reduzierung dieser negativen Effekte von Vorhaben auf die be-
troffenen Umweltschutzgüter und -ziele sollen im Rahmen der konkreten Umsetzung des Programms
folgende Maßnahmen ergriffen werden:

► Berücksichtigung der Ergebnisse der SUP bei der Richtliniengestaltung. Das OP EFRE beinhal-
tet zum größten Teil abstrakte und räumlich nicht verortbare Maßnahmenbeschreibungen. Im
Rahmen der Erarbeitung der Förderrichtlinien ist dafür Sorge zu tragen, dass die Fördergegen-
stände, Zielgruppen und -gebiete soweit konkretisiert werden, dass dabei die Ergebnisse der SUP
bei der Gestaltung berücksichtigt werden. Hier geht es auch darum, Zielekonflikte richtlinienüber-
greifend auszuschließen, Synergien zu entwickeln, die potenziell möglichen positiven Umweltaus-
wirkungen zu maximieren und die negativen Auswirkungen zu begrenzen oder zu kompensieren.
Als passendes Beispiel hierfür wäre eine Abstimmung zwischen der FuE-Infrastruktur- oder KMU-
Förderung (Neubauten und Erweiterungen) mit der Förderung von Flächenrecycling zu nennen, um
Zielkonflikte sowie negative Umweltauswirkungen auf das Schutzgut „Boden“ zu vermeiden. Durch
die Richtlinie zur Infrastrukturförderung im FuE- oder im KMU-Bereich könnten bspw. Anreize für
die vorzugsweise Nutzung von recycelten Flächen gegeben werden. Damit könnte die Verringe-
rung des Flächenverbrauchs und gleichzeitig eine Minimierung der verkehrsinduzierten Luft- und
Lärmimmissionen durch eine verkehrsgünstige Anbindung dieser Infrastrukturen erreicht werden.
Auch im Bereich des Schutzgutes „Luft und Klima“, in Bezug auf das Umweltschutzziel „Erhöhung
des Anteils Erneuerbaren Energien im Bruttoendenergie- und Bruttostromverbrauchs“ lassen sich
entsprechende Anreize schaffen, um die positiven Umweltauswirkungen des Programms zu maxi-
mieren. Denkbar ist z. B. den Bezug von Ökostrom von KMU für Produktionszwecke zu einem An-
teil von X % vom Bruttostromverbrauch als Voraussetzung der betrieblichen Förderung zu definie-
ren.

► Festlegung von geeigneten Projektauswahlkriterien z.B. im Rahmen von Scoringverfahren, die
das Querschnittsziel „Nachhaltige Entwicklung“ bzw. die relevanten Umweltschutzziele abbilden
und berücksichtigen.
Das Bewertungssystem hat Projekte mit positiver Auswirkung auf die Umweltschutzziele zu bevor-
zugen. Die gleichzeitige Benachteiligung von Projekten mit nachteiligen Effekten auf die Umweltsi-
tuation wäre eine konsequente Ausrichtung der Projektauswahl an den Umweltschutzzielen.
Die Bewertungsskala, die im Rahmen der vorliegenden SUP verwendet wurde, lässt sich als eine
mögliche Alternative für die Beurteilung der projektbezogenen Auswirkungen auf die Umwelt-
schutzziele heranziehen (siehe Abschnitt 4). Des Weiteren kann auf die aktuelle, im Rahmen von
regionalen und Innovationsprojekten praktizierte, indikatorengestützte Quantifizierung der durch
einzelnen Fördermaßnahmen ausgelösten Umweltwirkungen64 zurückgegriffen werden.
Je nach Relevanz des Schutzgutes sind die jeweils passenden Kriterien für das konkrete Vorhaben
heranzuziehen. So ist z.B. ein „CO2-Kriterium“ einzuführen, das den erwarteten Beitrag jedes be-
antragten Vorhabens zur CO2-Reduktion einschätzt. Dies hat zu erfolgen um sicherzustellen, dass
Projekte auf deren Vereinbarkeit mit den Klimazielen des OP und der Strategie „Europa 2020“ be-
wertet werden, auch wenn sie scheinbar keine direkte Verbindung zu diesem Förderbereich haben.
Gleichzeitig wird durch ein solches Vorgehen ermöglicht den Gesamtbeitrag des OP EFRE zur
CO2-Reduktion zu erhöhen, weil im Rahmen des Auswahlprozesses im ganzen OP die emissions-

64 MWAVT (2013): Bericht über die Abwicklung des Operationellen Programms EFRE Schleswig-Holstein 2007-2013 -
Durchführungsbericht 2012, S. 44-48.
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armen Projekte bevorzugt werden. Diese Art des Scoring wäre als Voraussetzung für das in der
Förderperiode 2014-2020 erstmals zu praktizierende „Klimatracking“ ohnehin zu empfehlen.

► Weitergehende Bonus-Malus-Regelungen: Es wäre weiterhin denkbar, dass Vorhaben mit über
die gesetzlichen Standards hinausgehenden oder die Grenzwerte deutlich unterbietenden Charak-
teristika im Rahmen der Projektauswahl bevorzugt würden.
Sind etwa Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für die erwarteten negativen Umweltauswirkungen
von Vorhaben vorgesehen und die Projektträger verpflichten sich, anstelle von 1 ha Ausgleichsflä-
chen nunmehr 2 ha aufzuforsten oder zu renaturieren, dann sollten solche Projektanträge im Sco-
ring besser bewertet werden.
Weiterhin könnten Umweltzertifikate oder Zertifizierungen, die einen auf freiwilliger Basis über-
durchschnittlich hohen Umweltschutzstandard in KMU nachweisen, ebenso als Bonus bei der Be-
wertung von Anträgen herangezogen werden. Entsprechend ausgeschlossen werden könnten
demnach Antragsteller, die den Behörden bezüglich der Einhaltung von Umweltstandards negativ
aufgefallen sind. Weitere für eine Malus-Regelung infrage kommende Tatbestände sind zu definie-
ren. Die Einhaltung von einschlägigen Umweltstandards wäre dafür zwingend als hartes Kriterium
in die Richtlinien mit aufzunehmen.

Die Einhaltung des einschlägigen Umweltrechts wird im Rahmen der Projektdurchführung vorausge-
setzt. Die wichtigsten Quellen auf Bundes- und Landesebene für diese Umweltregelungen, gegliedert
nach Umweltschutzgütern, sind in der Anlage 1 zu finden. Darin sind Gebote, Verbote, Genehmi-
gungsanforderungen, Grenzwertvorschriften, gesetzlichen Standards etc. geregelt.

Bestandteil der Einhaltung der umweltrechtlichen Vorschriften ist die Durchführung von Umweltver-
träglichkeitsprüfungen (UVP) bei Vorhaben, für die eine solche Pflicht gesetzlich vorgeschrieben ist65.
Deren projektbezogene Durchführung auch auf freiwilliger Basis kann nochmals zu einer Erhöhung
des Umweltschutzniveaus beitragen. Im Rahmen einer UVP werden die Umweltauswirkungen des
Vorhabens sowie Maßnahmen, mit denen erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen vermieden,
verringert oder ausgeglichen werden (inkl. Ersatzmaßnahmen bei nicht ausgleichbaren Eingriffen in
Natur und Landschaft), dargestellt und eine Entscheidung über die Zulassung des Vorhabens getrof-
fen.

An dieser Stelle soll festgehalten werden, dass im Rahmen der SUP eine Vielzahl von Maßnahmen
mit überwiegend positiven Umweltauswirkungen identifiziert werden konnte. Erheblich positive Aus-
wirkungen sind im Untersuchungsraum nicht zu erwarten.

Weiterhin könnten die positiven Auswirkungen des OP EFRE langfristig maximiert werden, indem die
neuen Umwelttechnologien und Ökoinnovationen (siehe Maßnahme „Umweltinnovationen“) sowie die
Erfolgsfaktoren von Modell- und Demonstrationsprojekten (siehe die Maßnahme „FuE-Modell- und
Demonstrationsprojekte zur Produktion, Verteilung und Speicherung von EE“), die als Resultat der
Programmförderung entwickelt bzw. identifiziert worden sind, in der Öffentlichkeit bzw. in der regiona-
len Wirtschaft verbreitet werden. Hierfür sollten auch Transferkonzepte und -maßnahmen in den je-
weiligen Projekten, als Bedingung für eine Förderung, gefordert und deren Umsetzung später evaluiert
werden.

65 Für die UVP-Pflichtigen Vorhaben siehe § 3a bis § 3f in Verbindung mit der Anlage 1 UVPG.
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6. Alternativen

Im Rahmen der Vorbereitung des OP EFRE werden keine Programmalternativen erstellt. Als Alterna-
tive zum OP EFRE wäre die Nichtdurchführung des Programms bzw. der Maßnahmen (Nullvariante
bzw. „business as usual“) zu betrachten. Dieses Szenario wurde bereits bei der Beschreibung des Ist-
Zustandes der Umwelt berücksichtigt (siehe Abschnitte 3 und 4).

Im Rahmen des Erstellungsprozesses des OP wurden von einzelnen Fachreferaten Maßnahmen vor-
geschlagen, die sich aufgrund der thematischen Prioritätensetzung der Landesregierung nicht im fina-
len Entwurf des OP wiederfinden66. Deren Nichtauswahl wurde einerseits aufgrund der Vorgaben der
EU-Kommission zur thematischen Konzentration und andererseits aus Gründen der Aufgabenteilung
zwischen EFRE und ELER (z.B. Moorentwicklung, Breitband, etc.) begründet.

7. Schwierigkeiten

Die Durchführung von Umweltprüfungen auf strategischer Ebene ist mit vielen Unsicherheiten verbun-
den. Diese leiten sich aus dem hohen Aggregations- und Abstraktionsgrad sowie aus dem mehrjähri-
gen Betrachtungshorizont der zu berücksichtigenden Interventionen ab. Im Ergebnis können sich di-
verse Probleme und Schwierigkeiten bei der Beurteilung der zukünftigen Trends der Entwicklung des
Zustands der betrachteten Umweltgüter sowie bezogen auf die konkreten Auswirkungen der Maß-
nahmen ergeben. Des Weiteren ist die Entwicklung der Indikatorenwerte von exogenen Faktoren ab-
hängig, womit die Isolierung von Kausalzusammenhängen zwischen Umweltveränderungen, abgebil-
det durch Indikatoren, und Programmmaßnahmen mit erheblichen Schwierigkeiten behaftet ist.

Während der Durchführung der vorliegenden SUP sind folgende Probleme und Schwierigkeiten aufge-
treten:

► Begrenzte Datenverfügbarkeit: Bei der Beschreibung des Ist-Zustandes der Umwelt (siehe Ab-
schnitt 3) wurden stets die aktuellsten verfügbaren Daten herangezogen. Dennoch waren in den
amtlichen Statistiken für viele der analysierten Indikatoren die aktuellsten Werte nur für die Jahre
2009 und 2010 verfügbar. Dies betrifft vor allem die Schutzgüter Luft und Klima. Der Time-Lag bei
der Verfügbarkeit von Indikatoren wird sich auch in Zukunft u.a. beim Monitoring fortsetzen.

► Prognoseunsicherheiten: Für die meisten betrachteten Schutzgüter und Indikatoren fehlen be-
lastbare Studien zu deren künftigen Entwicklung. Prognosen und Einschätzungen zur weiteren
Entwicklung der Indikatorenwerte in der Nullvariante konnten nur aus der historischen Entwicklung
abgeleitet oder basierend auf Expertenmeinungen getätigt werden.

► Schwierigkeiten bei der Einschätzung der Umweltauswirkungen: Beschreibungen im
OP EFRE können aufgrund des strategischen Charakters dieses Dokumentes immer nur abstrak-
ter Natur sein und sind demnach auch räumlich nicht festgelegt. Dezidierte Festlegungen zu den
konkreten Auswirkungen können zu diesem Zeitpunkt nicht getätigt werden, denn die Größe, der
Durchführungsort und die eingesetzten technischen Lösungen und Charakteristika der Projekte
sind logischerweise noch nicht bekannt. Detailprüfungen haben auf Projektebene z. B. im Rahmen
von Umweltverträglichkeitsprüfungen (UVP) während der Programmlaufzeit zu erfolgen.

66 Als Gründe für die Nichtaufnahme dieser Maßnahmen in das OP können verschiedene Aspekte angeführt werden: z. B. zu
geringfügige Mittelanmeldung (geringe Strukturwirksamkeit), kein hinreichender Beitrag zur Strategie, die auf Landesebene
festgesetzt wurde, eine fehlende Förderfähigkeit nach den neuen EU-Regelungen, bereits gesicherte Förderung aus alter-
nativen Finanzquellen etc.
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Diesen Schwierigkeiten wurde – soweit es möglich war – begegnet, indem Daten von zuständigen
Behörden im Bereich der Umweltschutzgüter direkt eingeholt, weiteres Expertenwissen (intern und
extern) in die SUP eingeflochten und abschließend alle fachlich betroffenen Behörden im Rahmen des
Konsultationsverfahrens involviert werden.

Zur Begrenzung der negativen und Maximierung der positiven Umweltauswirkungen wurden Empfeh-
lungen für die Umsetzung des OP EFRE (bzgl. Richtliniengestaltung, Projektauswahl, Umweltstan-
dards) ausgesprochen (siehe Abschnitt 5). Im Folgenden werden die für die Begleitung des OP vorge-
sehenen Monitoringmaßnahmen beschrieben, die in diesem Zusammenhang eine Funktion als Früh-
warnsystem einnehmen (siehe Abschnitt 8).
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8. Monitoringmaßnahmen

Im Rahmen der SUP konnten aufgrund der Planungstiefe zum Zeitpunkt der Analyse keine Maßnah-
men, die erhebliche Umweltauswirkungen mit sich bringen, identifiziert werden. Selbst die als beson-
ders umwelt-positiv einzuschätzenden Maßnahmen werden aufgrund der begrenzten Mittelausstat-
tung keine erheblichen Auswirkungen auf das Zielgebiet haben.

Konkrete und messbare Umweltauswirkungen für bestimmte Projekte sind jedoch zu erwarten. Dies
gilt auch dann, wenn Vorkehrungen zur Begrenzung negativer Umweltauswirkungen umgesetzt wer-
den. Möglichkeiten der Maximierung der positiven Umweltauswirkungen sollten in jedem Fall getroffen
werden. Es ist zu empfehlen, dass die erwarteten Auswirkungen jedes einzelnen Förderantrags in
jeder der Maßnahmen hinsichtlich der untersuchten Umweltschutzziele (siehe Abschnitt 4.5) bewertet
und jede umweltrelevante Vorkehrung (Begrenzung negativer und Maximierung positiver Auswirkun-
gen) dokumentiert werden.

Die Bewertung der Projektanträge soll dabei grundsätzlich je relevantem Umweltschutzziel erfolgen
und zwar auf einer Skala von:

► „++“ = stark positiv / erheblich positiv,
► „+“ = positiv,
► „0“ = neutral bzw. keine Auswirkung,
► „-“ = negativ,
► „- - “ = stark negative / erheblich negativ.

Eine entsprechende Bewertung der zu erwartenden Auswirkungen ist zwingend für die Projektauswahl
heranzuziehen und systematisch in der Antragsdatenbank zu erfassen. Weiterhin sind konkrete, für
die spätere Umsetzungskontrolle zu verwendende Umweltindikatoren hinsichtlich ihrer projektbezoge-
nen Soll-Werte zu quantifizieren. Diese harten quantifizierten Zielvorgaben bzw. Begrenzungen müs-
sen bei Stichprobenkontrollen der Überprüfung standhalten und sind daher nur für Maßnahmen fest-
zusetzen, für die direkte Umweltwirkungen auch explizit messbar sind. Die Zuständigkeit für diese bei
der Bewertung der Projektanträge durchzuführenden Aufgaben obliegt den zwischengeschalteten
bzw. dem/den für die Abwicklung beauftragten Stellen.

Das OP EFRE für die Förderperiode 2007-2013 verfügt über ein Umweltmonitoring67, das während
der Programmumsetzung als Ergebnis der Programmevaluierung68 weiterentwickelt wurde. Zur Über-
wachung der Programmauswirkungen (Umsetzungskontrolle und passive Kontrolle69) ist es weiterzu-
entwickeln.

Im Rahmen der Umsetzungskontrolle sind projektbezogene Umweltindikatoren70 auf die Struktur
des OP EFRE hin anzupassen und bei der Antragstellung (Soll-Werte) und Verwendungsnachweis-
prüfung (Ist-Werte) zu erheben. Als Ausgangspunkt für die Auswahl von relevanten Indikatoren für
den Monitoringbogen dient die Relevanzmatrix (siehe Tabelle 1) bzw. die Kategorisierung der einzel-
nen Maßnahmen (siehe Abschnitt 4). Ein inhaltlicher Zusammenhang mit den Projektauswahlkriterien
(siehe Abschnitt 5) sollte bestehen. Dopplungen mit den gemeinsamen und programmspezifischen
Output- und Ergebnisindikatoren des OP EFRE sind zu vermeiden. Durch die technische Umsetzung
der Umsetzungskontrolle des Umweltmonitorings ist sicherzustellen, dass die im Rahmen der Antrag-
stellung vom Antragsteller angegebenen Soll-Werte der Umweltindikatoren mit den tatsächlich reali-

67 MWAVT (2012) Operationelles Programm EFRE Schleswig-Holstein 2007-2013, S. 211ff.
68 Prognos (2011) Evaluierung des Operationellen Programms EFRE Schleswig-Holstein 2007-2013 bzw. des Zukunftspro-

gramms Wirtschaft (ZPW), S. 34ff.
69 BMU, UBA (2010) Leitfaden zur Strategischen Umweltprüfung, S. 48.
70 Siehe Fn. 67, S. 212, Tabelle 25.
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sierten Ist-Werten verglichen werden können und spezifische Auswertungen zu den Umweltauswir-
kungen realisierbar sind. Die Erhebung der Ist-Werte hat im Rahmen der Endverwendungsnachweis-
prüfung zu erfolgen. Ein Vorschlag für die projektbezogenen Umweltindikatoren ist in der Anlage 3 zu
finden.

Auswertungen und systematische Vergleiche der Soll- und der Ist-Angaben sollen im Rahmen von
Stichprobenkontrollen oder von Evaluierungen, die noch im Evaluierungsplan des OP EFRE festzule-
gen sind, erfolgen.

Die passive Kontrolle betrifft die Erfassung von Kontextindikatoren71 im Rahmen des Umweltmoni-
torings. Dies ist ausgehend von der aktuell laufenden Förderperiode 2007-2013 in angepasster Form
weiterzuführen. Anhand der ermittelten Gesamtplanauswirkungen (siehe Abschnitt 4.5) bzw. der neu-
en Schwerpunktsetzung des OP EFRE in der Förderperiode 2014-2020 sind die Kontextindikatoren
neu zu strukturieren. Auf die nicht mehr programmrelevanten Indikatoren ist zu verzichten, neue Indi-
katoren sind aufzunehmen, soweit sie Themen betreffen, die bislang nicht hinreichend abgedeckt
sind. Über die Entwicklung der Kontextindikatoren ist in den jährlichen Durchführungsberichten sowie
ggf. in den Sitzungen des Begleitausschusses zu berichten. Ein Vorschlag für eine Auswahl an pas-
senden Kontextindikatoren für das Umweltmonitoring ist der Anlage 4 zu entnehmen.

Die Durchführung der passiven Kontrolle des Umweltmonitorings liegt in der Zuständigkeit der Verwal-
tungsbehörde des OP EFRE. Die Verwaltungsbehörde hat dabei sicherzustellen, dass die Ergebnisse
der Überwachung der Umweltauswirkungen, laut § 14m Abs. 4 UVPG, der Öffentlichkeit und den fach-
lich betroffenen Behörden, z. B. in Form von Evaluierungs- oder Durchführungsberichten, zugänglich
sind. Sie kann sich bei der passiven Kontrolle der Unterstützung durch unabhängige Sachverständige
bedienen.

71 Siehe Fn. 67, S. 214, Tabelle 26.
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9. Nicht-technische Zusammenfassung

Das OP EFRE adressiert wesentliche Umweltschutzziele des Landes und korrespondiert mit dem
geltenden Umweltrecht. Eine Vielzahl an Maßnahmen, die im OP EFRE umgesetzt werden sollen, ist
als umweltrelevant einzustufen. Jedes der betrachteten Umweltschutzgüter ist vom OP EFRE betrof-
fen. Die Betroffenheit und die sich daraus ergebenden Umweltauswirkungen sind im Rahmen der SUP
anhand einer detaillierten Analyse bewertet worden.

Gemäß der SUP sind neutrale bis gering positive Umweltauswirkungen aufgrund der Durchführung
des OP EFRE zu erwarten. Im Detail lassen sich folgende Umweltauswirkungen benennen:

In PA 1 „Stärkung der regionalen Innovationspotenziale“ sind negative Wirkungen hinsichtlich des
Flächenverbrauchs (Schutzgut „Boden“) als Ergebnis eines Infrastrukturausbaus zu erwarten. Diese
werden jedoch nicht erheblich sein und lassen sich durch die Einhaltung des geltenden Umweltrechts
abmildern.

In PA 2 „Wettbewerbsfähigkeit von KMU“ bestehen durch Bautätigkeiten ebenfalls mögliche negative
Auswirkungen auf das Schutzgut „Boden“. Auch hier sind die negativen Wirkungen als nicht erheblich
einzustufen.

PA 3 „Energiewende“ wird sich mittelfristig durch die vorgesehenen Maßnahmen im Unternehmens-
sektor großflächig positiv auf das Umweltschutzgut „Luft und Klima“ auswirken. Die positiven Auswir-
kungen sind jedoch nicht als erheblich einzustufen. Diese PA wird zudem einen Beitrag zum QZ
„Nachhaltige Entwicklung" und zu den Klimazielen der EU leisten.

Die PA 4 „Nachhaltige Nutzung bestehender Ressourcen“ zieht überwiegend positive Auswirkung auf
die betrachteten Umweltschutzgüter nach sich. Erheblich positive Auswirkungen sind projektbezogen
in den erneuerten und wiederbelebten städtischen Quartieren zu erwarten.

Zur Abmilderung von negativen Umweltauswirkungen bei der Programmimplementierung und Pro-
grammumsetzung sind verschiedene Möglichkeiten gegeben:

► Berücksichtigung der Ergebnisse der SUP bei der Richtliniengestaltung
► Festlegung von geeigneten Projektauswahlkriterien im Rahmen von Scoringverfahren und

Wettbewerben
► Malus-Regelung für negative Umweltauswirkungen (Bonus bei positiven)

Die Einhaltung des einschlägigen Umweltrechts ist sicherzustellen. Projektbezogene Umweltverträg-
lichkeitsprüfungen (UVP) sind umweltpositiv umzusetzen. Für OP werden typischerweise keine Pro-
grammalternativen erarbeitet, weshalb im Rahmen der SUP auch keine Alternative zu bewerten war.
Die Nichtberücksichtigung von einzelnen Maßnahmen erfolgte aufgrund der Vorgaben der EU-
Kommission zur thematischen Konzentration.

Schwierigkeiten bei der Durchführung der SUP und insbesondere der Dokumentation hängen mit ei-
ner begrenzten Datenverfügbarkeit, umweltimmanenten Prognoseunsicherheiten und dem für Strate-
giedokumente erforderlichen Abstraktionsgrad der Beschreibungen zusammen.

Folgende Monitoringmaßnahmen werden empfohlen:

► Bewertung der Projektanträge auf Umweltrelevanz
► Umsetzungskontrolle durch die Festlegung, Erhebung und Auswertung projektbezogener

Umweltindikatoren (aktive Kontrolle)
► passive Kontrolle durch die Erfassung von (sozioökonomischen) Kontextindikatoren.
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10.Anlagen

Anlage 1: Entwurf des OP EFRE vom 17. März 2014

Anlage 2: Katalog der Umweltschutzziele

Tabelle 11: Umweltschutzziele und Quellen – Menschen

Ebene Umweltschutzziele und Quellen

International / EU

EU-Rahmenrichtlinie zur Beurteilung und die Kontrolle der Luftqualität (1996)

► Einhaltung der Richtlinie über Arsen, Kadmium, Quecksilber, Nickel und polyzyklische
aromatische Kohlenwasserstoffe (4. Tochterrichtlinie) (2004)

EU-Richtlinie zur Luftqualität und saubere Luft für Europa (2008)

► Definition und Festlegung von Luftqualitätszielen zur Vermeidung, Verhütung oder Verrin-
gerung schädlicher Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt insge-
samt

► Beurteilung der Luftqualität in den Mitgliedstaaten anhand einheitlicher Methoden und
Kriterien

► Gewinnung von Informationen über die Luftqualität als Beitrag zur Bekämpfung von Luft-
verschmutzungen und -belastungen und zur Überwachung der langfristigen Tendenzen
und der Verbesserungen, die aufgrund einzelstaatlicher und gemeinschaftlicher Maßnah-
men erzielt werden

► Gewährleistung des Zugangs der Öffentlichkeit zu solchen Informationen über die Luft-
qualität

► Erhaltung der Luftqualität dort, wo sie gut ist, und Verbesserung der Luftqualität, wo das
nicht der Fall ist

► Förderung der verstärkten Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten bei der Verrin-
gerung der Luftverschmutzung

EU-Richtlinie über die Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm (2002)

► Verhinderung, Vorbeugung und Minderung der Auswirkungen, einschließlich Belästigung,
durch Umgebungslärm

Bund

Bundes-Immissionsschutzgesetz (1974/2010)

► Integrierte Vermeidung und Verminderung schädlicher Umwelteinwirkungen durch Emis-
sionen in Luft, Wasser und Boden unter Einbeziehung der Abfallwirtschaft, um ein hohes
Schutzniveau für die Umwelt insgesamt zu erreichen

► Schutz und Vorsorge gegen Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigun-
gen, die auf andere Weise herbeigeführt werden

► Gesundheitlich-vorsorgender Schutz vor elektromagnetischer Strahlung, inklusive magne-
tischer Felder

Land

Luftreinhaltepläne in Schleswig-Holstein (z. B. in Itzehoe, Kiel, Ratzeburg)

► Einhaltung von Immissionsgrenzwerten

Aktionspläne zur Umsetzung der EU-Umgebungslärmrichtlinie
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Tabelle 12: Umweltschutzziele und Quellen – Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt

Ebene Umweltschutzziele und Quellen

International / EU

UN Übereinkommen zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt (1975)

► Erfassung, Schutz und Erhaltung in Bestand und Wertigkeit des Kultur- und Naturerbes
sowie die Sicherstellung seiner Weitergabe an künftige Generationen

Washingtoner Artenschutzübereinkommen (CITES) (1975)

► Schutz der Lebensräume wildlebender Tiere und Pflanzen
► Schutz vor dem direkten Zugriff und vor der Verfolgung durch den Menschen

Ramsar-Übereinkommen (1975)

► Schutz und die wohlausgewogene Nutzung von Feuchtgebieten

London-Übereinkommen (1972) und Londoner Protokoll (1996)

► Verhütung der Meeresverschmutzung durch das Einbringen von Abfällen und anderen
Stoffen

Helsinki-Konvention (HELCOM) (1994)

► Schutz der von der Ostsee beeinflussten Küstenökosysteme und natürlichen Lebensräu-
me sowie Schutz und Erhalt der biologischen Vielfalt und ökologischer Abläufe

UN-Übereinkommen über die biologische Vielfalt (CBD) (1993)

► Schutz der biologischen Vielfalt
► Nachhaltige Nutzung ihrer Bestandteile
► Zugangsregelung und gerechter Ausgleich von Vorteilen, welche aus der Nutzung geneti-

scher Ressourcen entstehen (Access and Benefit Sharing, ABS)

Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebens-
räume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (FFH-Richtlinie)

► Sicherung der Artenvielfalt durch die Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der
wildlebenden Tiere und Pflanzen

► Errichtung von „Natura 2000“ Schutzgebieten

Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November
2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (EU-Vogelschutzrichtlinie)

► Erhaltung sämtlicher wildlebenden Vogelarten, die im europäischen Gebiet der Mitglied-
staaten heimisch sind, durch Einrichtung von Schutzgebieten, Pflege und ökologisch rich-
tige Gestaltung der Lebensräume in und außerhalb von Schutzgebieten, Wiederherstel-
lung zerstörter Lebensstätten und Neuschaffung von Lebensstätten

Bund

Bundesnaturschutzgesetz (2009)

► Dauerhafte Sicherung der biologischen Vielfalt, der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des
Naturhaushalts einschließlich der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfä-
higkeit der Naturgüter sowie der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert
von Natur und Landschaft

Bundesartenschutzverordnung (2005)

► Definiert die besonders geschützten und streng geschützten Tier- und Pflanzenarten

Land

Landesnaturschutzgesetz (2010)

► Ergänzt das Bundesnaturschutzgesetz

Nationalparkgesetz (1999)

► Errichtung des Nationalparks "Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer"

Landeswaldgesetz (2004)

► Erhaltung, die naturnahe Entwicklung, die Mehrung und die Sicherung der nachhaltigen
Bewirtschaftung des Waldes
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Tabelle 13: Umweltschutzziele und Quellen – Boden

Ebene Umweltschutzziele und Quellen

International / EU

EU-Bodenschutzstrategie (2006)

► Vermeidung der Verschlechterung der Bodenqualität und Erhalt der Bodenfunktionen
► Wiederherstellung geschädigter Böden unter Funktionalitätsgesichtspunkten und unter

Berücksichtigung der hierfür aufzuwendenden Kosten

Bund

Bundes-Bodenschutzgesetz (1998)

► Abwehr von schädlichen Bodenveränderungen
► Sanierung von Boden und Altlasten sowie die hierdurch verursachten Gewässerverunrei-

nigungen
► Vorsorge gegen nachteilige Einwirkunken auf den Boden
► Vermeidung von Beeinträchtigungen der natürlichen Funktionen und der Funktionen als

Archiv der Natur- und Kulturgeschichte des Bodens

Nationale Nachhaltigkeitsstrategie – Fortschrittsbericht 2012

► Nutzung neuer Flächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke bis 2020 auf durchschnittlich
30 Hektar (ha) pro Tag zu begrenzen

Land
Landesbodenschutz- und Altlastengesetz (2002)

► Vollzug und Ergänzung des Bundes-Bodenschutzgesetzes

Tabelle 14: Umweltschutzziele und Quellen – Wasser

Ebene Umweltschutzziele und Quellen

International / EU

EU-Trinkwasser-Richtlinie (1998)

► Sicherung der Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch

EU-Wasserrahmenrichtlinie (2000)

► Erhaltung von Bächen, Flüssen, Seen und Küsten als funktionsfähige Ökosysteme
► Nachhaltiger Schutz der Ressource Wasser

EU-Badegewässer-Richtlinie (2006)

► Sicherstellung der Qualität der Badegewässer und deren Bewirtschaftung zur Mitigation
gesundheitsschädlicher Beeinträchtigungen

EU-Hochwasserrisikomanagementrichtlinie (2007)

► Verringerung und Bewältigung hochwasserbedingter Risiken für die menschliche Ge-
sundheit, die Umwelt, Infrastrukturen und Eigentum

Bund

Wasserhaushaltsgesetz (2009)

► Schutz der Gewässer als Bestandteil des Naturhaushalts, als Lebensgrundlage des Men-
schen, als Lebensraum für Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares Gut durch eine nach-
haltige Gewässerbewirtschaftung

Verordnung über die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch (2001)

Land

Landeswassergesetz (2003)

► Vollzug und Ergänzung des Wasserhaushaltsgesetzes

Landesverordnung über die Qualität und die Bewirtschaftung der Badegewässer (2008)
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Tabelle 15: Umweltschutzziele und Quellen – Luft und Klima

Ebene Umweltschutzziele und Quellen

International / EU

Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen (UNFCCC 1994)

► Stabilisierung der Treibhausgaskonzentrationen in der Atmosphäre auf einem Niveau, auf
dem eine gefährliche anthropogene Störung des Klimasystems verhindert wird

Kyoto-Protokoll

► Ausgestaltung der Klimarahmenkonvention. Erstmalige völkerrechtlich verbindliche Fest-
legung von Zielwerten für den Ausstoß von Treibhausgasen in den Industrieländern fest.
In Katar (2012) einigte man sich auf eine geplante Verlängerung des Kyoto-Protokolls
(Kyoto II) bis 2020

Strategie „Europa 2020“

► Reduzierung der Treibhausemissionen um 20 % ggü. dem Niveau in 1990
► Steigerung des Anteils der Erneuerbaren Energien am Gesamtenergieverbrauch auf 20 %
► Erhöhung der Energieeffizienz um 20 %

Bund

Nationales Reformprogramm 2013

► Reduzierung der Treibhausgasemissionen bis 2020 um 40 % gegenüber 1990
► Erneuerbare Energien sollen bis 2020 18 % des gesamten Bruttoendenergieverbrauchs

ausmachen
► Senkung des Primärenergieverbrauchs bis 2020 um 20 % gegenüber 2008

Land

Integriertes Klimaschutzkonzept für Schleswig-Holstein 2011

► Unterstützung der Ziele der Bundesregierung
► Bis 2020 Deckung von 8 bis 10 % des Bruttostromverbrauchs in Deutschland durch

Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien
► Erhöhung des Waldanteils auf 12 % in Schleswig-Holstein (=26.000 ha Neuwald anlegen)
► Reduzierung des Energieverbrauchs in den vom Land genutzten Liegenschaften um 40 %

bis 2020 gegenüber 1990

Zusätzlich zu diesen Umweltschutzzielen und Quellen sind für das Thema „Luft“ auch die Umwelt-
schutzziele und Quellen der Tabelle 1 relevant.
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Tabelle 16: Umweltschutzziele und Quellen – Landschaft

Ebene Umweltschutzziele und Quellen

International / EU

Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen (UNCLOS) (1994)

EU-Hochwasserrisikomanagementrichtlinie (2007)

► Verringerung und Bewältigung hochwasserbedingter Risiken für die menschliche Ge-
sundheit, die Umwelt, Infrastrukturen und Eigentum

EU-Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (2008)

► Erhaltung sauberer, gesunder und produktiver Meere in Europa und Ergreifen aller not-
wendigen Maßnahmen, um bis 2020 einen guten Zustand zu erreichen

Land

Generalplan Küstenschutz Schleswig-Holstein (Fortschreibung 2012)

► Schutz der Menschen und ihre Siedlungen sowie wichtige Infrastruktureinrichtungen
werden vor Meerwasserüberflutungen (Küstenhochwasserschutz)

► Schutz der Siedlungen, wichtiger Infrastrukturanlagen und hoher Sachwerte werden vor
irreversiblem Küstenrückgang und struktureller Erosion (Küstensicherung)

► Erhaltung des Wattenmeers mit seinen prägenden Elementen und Funktionen erhalten
(flächenbezogener Küstenschutz)

► Schonung von Natur und Landschaft werden bei der Ausführung von Küstenschutzmaß-
nahmen geschont.

► Durchführung der erforderlichen Küstenschutzmaßnahmen gemäß den Prinzipien des
Integrierten Küstenzonenmanagements (IKZM) im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung.
Die Umsetzung von anderen berechtigten Anforderungen an den Küstenraum wie Tou-
rismus, Hafenwirtschaft oder Entwässerung wird dabei ermöglicht.

► Beobachtung und Bewertung hydromorphologischer Entwicklungen sowie Klimaänderun-
gen und ihre möglichen Folgen.

Tabelle 17: Umweltschutzziele und Quellen – Kulturelles Erbe

Ebene Umweltschutzziele und Quellen

International / EU

UN Übereinkommen zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt (1975)

► Erfassung, Schutz und Erhaltung in Bestand und Wertigkeit des Kultur- und Naturerbes
sowie die Sicherstellung seiner Weitergabe an künftige Generationen

Das Europarat-Übereinkommen zum Schutz des architektonisches Erbes in Europa
(Übereinkommen von Granada) (1985)

Das Europarat-Übereinkommen zum Schutz des archäologischen Erbes
(Übereinkommen von Malta) (1992)

Bund Kulturschutzgesetz (1955/2007)

Land Denkmalschutzgesetz (2012)
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Anlage 3: Indikatoren und Leitfragen der SUP

Tabelle 18: Indikatoren und Leitfragen der SUP

Umweltschutzgut Umweltschutzziel Indikatoren/Leitfragen Begründung

Luft und Klima

USZ 1: Reduzierung der
Treibhausgasemissionen

Indikator 1.1: CO2 Emission je Einwoh-
ner

Diese Indikatoren geben die Entwicklung der
Emissionen der wichtigsten Treibhausgasen
(Kohlendioxid, Methan, Dickstoffmonoxid) und
die aktuell verfügbaren offiziellen Emissions-
werte an.
Durch die Verwendung der Indikatoren wird es
zudem möglich den Status Quo bzw. die Ent-
wicklungstendenzen ggü. den Emissionszielen
der EU, des Bundes und des Landes zu be-
schreiben und einzuschätzen.

Indikator 1.2: Emissionen von Treib-
hausgasen gesamt
Indikator 1.3: Emissionen von Treib-
hausgasen pro Kopf
Indikator 1.4: Emissionen von CO2

Indikator 1.5: Emissionen von CH4

Indikator 1.6: Emissionen von N2O
Indikator 1.7: CO2-Emissionen des
Verkehrs

Die Indikatoren schlüsseln die CO2-Emissionen
nach deren wichtigsten und für die Förderinhal-
te des OP am relevantesten Quellen auf. Bei
der Bewertung der relevanten Maßnahmen
können Aussagen über deren Einfluss auf die
Entwicklung der Emissionen aus den jeweiligen
Quellen getroffen werden.

Indikator 1.8: CO2-Emissionen der
Haushalte, GDH72

Indikator 1.9: CO2-Emissionen der
Industrie

USZ 2: Erhöhung des
Anteils Erneuerbarer
Energien

Indikator 2.1: EE-Anteil in der Stromer-
zeugung

Misst direkt den Inhalt des Umweltschutzziels
bzw. den potenziellen Beitrag zu den EE-Zielen
der EU, des Bundes und des Landes.

USZ 3: Erhöhung der
Energieeffizienz/Senkung
des Energieverbrauchs

Indikator 3.1: Energieproduktivität Durch die Abbildung der Entwicklung der Indi-
katoren und ggf. durch die Verwendung von
Benchmarks (Bund, EU) können Aussagen
über die gesetzten Energieeffizienzziele auf
europäischer, nationaler und Landesebene
getroffen werden.
Bei der Umweltprüfung der Maßnahmen kön-
nen Einschätzungen zum potenziellen Beitrag
zur Entwicklung der Indikatorenwerte getroffen
werden bzw. zu den Bereichen, auf die die
Maßnahme schwerpunktmäßig Effekte haben
soll.
Aspekte des Querschnittsziels "Nachhaltige
Entwicklung" werden durch die Indikatoren und
die Leitfrage auch erfasst.

Indikator 3.2: Energieintensität
Indikator 3.3: Primärenergieverbrauch
Indikator 3.4: Primärenergieverbrauch
je Einwohner
Indikator 3.5: Endenergieverbrauch
Indikator 3.6: Endenergieverbrauch je
Einwohner

Leitfrage: Trägt die Maßnahme zur
Erhöhung der Energieeffizienz bzw. zu
Energieeinsparungen eher im privaten
oder eher im öffentlichen Sektor bei?

Tiere, Pflanzen und
biologische Vielfalt

USZ 4: Erhalt der biolo-
gischen Vielfalt und der
Naturschutzgebiete

Indikator 4.1: Schutzgebietsflächen
(nach Art, insgesamt, Anteil an der
Landesfläche)

Der Indikator gibt einen Überblick über die
Naturschutzgebietsflächen in Schleswig-
Holstein.

Indikator 4.2: Gesundheitszustand des
Waldes

Diese repräsentativen Indikatoren zeigen die
Entwicklung und den Zustand der Bestände
von Pflanzen- und Tierarten und weisen auf die
besonders gefährdeten Biotopen und Arten hin.

Indikator 4.3: Gefährdete Biotope und
Rote Listen

Leitfrage: Trägt die Maßnahme zum
Erhalt des Naturerbes und der Arten-
vielfalt bei?

Die Leitfrage dient zur Erfassung von potenziel-
len Eingriffen bzw. positiven Auswirkungen der
OP-Maßnahmen auf die Biodiversität.
Aspekte des Querschnittsziels "Nachhaltige
Entwicklung" werden ebenfalls durch die Leit-
frage erfasst.

Boden USZ 5: Reduzierung des
Flächenverbrauchs

Indikator 5.1: Bodenfläche

Die Indikatoren liefern eine Übersicht über die
Flächennutzung bzw. über die Entwicklung der
einzelnen Komponenten.

Indikator 5.2: Landwirtschaftsfläche
Indikator 5.3: Waldfläche
Indikator 5.4: Siedlungs- und Verkehrs-
fläche

Indikator 5.5: Anteil der Siedlungs- und
Verkehrsfläche an der Gesamtfläche

Die Förderinhalte des OP wirken sich haupt-
sächlich auf die Siedlungs- und Verkehrsfläche
aus, so dass in diesem Sinne deren Anteil an
der Gesamtfläche als wesentlicher Indikator
herangezogen wird.

Indikator 5.6: jährliche Flächenversiege-
lung Misst direkt einen Inhalt des Umweltschutzziels.

72 Gewerbe, Dienstleistungen, Handel
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Umweltschutzgut Umweltschutzziel Indikatoren/Leitfragen Begründung

Boden (ff) USZ 6: Schutz des
Grundwassers

Indikator 6.1: Anzahl der Altlasten-
standorte

Durch Altlastsanierungsmaßnahmen, die aus
dem OP gefördert werden, können nutzbare
Flächen gewonnen werden. Der Indikator misst
direkt den Inhalt des Umweltschutzziels.

Indikator 6.2: Jährlich sanierte Altlasten-
flächen

Leitfrage: Ist mit stofflichen Belastungen
des Bodens zu rechnen?

Die Leitfrage dient zur Erfassung von potenziel-
len Einflüssen der geplanten OP-Maßnahmen
auf die stoffliche Qualität des Bodens.
Aspekte des Querschnittsziels "Nachhaltige
Entwicklung" werden durch die Leitfrage auch
erfasst.

Wasser USZ 7: Verbesserung der
Qualität aller Gewässer

Indikator 7.1: Anteil Gewässer mit
gutem ökologischen Zustand

Durch den Indikator und die Leitfrage wird
direkt bewertet, ob die OP-Maßnahmen einen
Beitrag zum Umweltschutzziel leisten oder
negative Auswirkungen auslösen könnten.

Leitfrage: Trägt die Maßnahme zur
Erreichung der Ziele der WRRL bei?

Menschen
USZ 8: Einhaltung von
Immissionsgrenzwerten
(Luft/Lärm)73

Indikator 8.1: Jahresmittelwert PM1074

(Feinstaubbelastung) Die Auswahl der Indikatoren richtet sich nach
den Vorgaben der EU-Richtlinie im Bereich der
Luftqualität.Indikator 8.2: Jahresmittelwert NO2

(Stickstoffdioxid)
Indikator 8.3: Grenzwertüberschreitung
Ozon

Diese Indikatoren messen direkt den Inhalt des
Umweltschutzziels und werden herangezogen,
um die potenziellen Auswirkungen der Maß-
nahmen auf die Luftqualität zu bewerten.

Indikator 8.4: Grenzwertüberschreitung
Feinstaub
Indikator 8.5: Anteil Betroffener von
Lden > 65 dB in [%] Diese Indikatoren75 messen direkt den Inhalt

des Umweltschutzziels in Bezug zu Umge-
bungslärm und werden herangezogen um die
potenziellen Auswirkungen der Maßnahmen auf
die Einhaltung von Immissionsgrenzwerten
bzw. die Reduktion des Umgebungslärms zu
bewerten.

Indikator 8.6: Anteil Betroffener von
Lnight > 55 dB in [%]
Indikator 8.7: Anzahl Betroffener von
Lden > 65 dB
Indikator 8.8: Anzahl Betroffener von
Lnight > 55 dB
Leitfrage: Trägt die Maßnahme zur
Erhöhung der Lebensqualität und Ge-
sundheit von Menschen bei?

Dient zur Einschätzung des Beitrages der
Maßnahme zum Querschnittsziel "Nachhaltige
Entwicklung".

Kulturelles Erbe USZ 9: Erhalt des Kultur-
erbes

Leitfrage 1: Wird der Sachwert von
Gebäuden, Bauten und Infrastrukturen
erhöht oder vermindert?

Durch die Leitfrage soll erfasst werden, inwie-
weit infrastrukturelle Vorhaben im Rahmen des
EFRE-OP einen Mehrwert sowie einen Beitrag
zum Erhalt von Kulturgütern leisten können.

Leitfrage 2: Trägt die Maßnahme zum
Erhalt der Kulturlandschaft und/oder
zum Denkmalschutz bei?

73 Neben Feinstaub sind Sickstoffdioxid und Ozon die einzigen drei relevanten Luftschadstoffe für die in Deutschland noch
regelmäßig Grenzwertüberschreitungen festgestellt werden.

74 Der PM-Standard ist im Zusammenhang mit der Messung von Feinstaub einschlägig. PM10 ist beispielsweise eine Katego-
rie für Teilchen, deren aerodynamischer Durchmesser weniger als 10 Mikrometer (=µm) beträgt und deshalb als sog. inha-
lierbarer Feinstaub gilt.

75 Gemäß den Vorgaben der EU-Umgebungslärmrichtlinie orientiert sich die Einhaltung von Immissionsgrenzwerten an Richt-
werten für Umgebungslärm von 65 dB als 24-Stunden Wert (Lden) und von 55 dB als Nachtwert (Lnight), ab dem eine hohe
Belastung unterstellt wird.
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Anlage 4: Vorschlag für projektbezogene Umweltindikatoren für das OP EFRE in der Periode
2014-2020

Tabelle 19: Vorschlag für projektbezogene Umweltindikatoren

Investitionspriorität (Maßnahmen) Indikator

Prioritätsachse 1: Stärkung der regionalen Innovationspotenziale

IP 1a Ausbau der Infrastruktur für Forschung und
Innovation […]

Wurde für die Vorhaben Fläche beansprucht? (ja/nein)

Wenn ja:
Größe der im Rahmen des Projekts beanspruchten Fläche (m²)

► davon neu genutzte Fläche (Größe des Grundstücks
oder des Flurstücks)

► davon neu versiegelte Fläche (tatsächlich versiegelte
Fläche)

► davon wiedergenutzte/revitalisierte Fläche
► davon altlastensanierte Fläche

Wurden Ausgleichsmaßnahmen vorgegeben?

Wenn ja: Größe der Fläche, auf der Ausgleichsmaßnahmen vorge-
nommen worden sind (m²)

IP 1b Förderung von Investitionen der Unternehmen in
Innovation und Forschung […]

Beziehen sich die FuE-Vorhaben im Unternehmen auf umweltrele-
vante Aspekte? (ja/nein)

Wenn ja, zu welchem Bereich?
► Nutzung von Erneuerbaren Energien
► Nachhaltigkeit bei der Ressourcennutzung
► Erhöhung der Energieeffizienz
► Reduzierung des Stoffeintrags in die Umweltmedien

(Wasser, Boden, Luft)
► Gefahrenvermeidung/-abwehr
► Sonstiges, Was genau?

Prioritätsachse 2: Entwicklung einer wettbewerbsfähigen und nachhaltigen Wirtschaftsstruktur

IP 3a Förderung des Unternehmergeistes […]

Wurde für die Vorhaben Fläche beansprucht? (ja/nein)

Wenn ja:
Größe der im Rahmen des Projekts beanspruchten Fläche (m²)

► davon neu genutzte Fläche (Größe des Grundstücks
oder des Flurstücks)

► davon neu versiegelte Fläche (tatsächlich versiegelte
Fläche)

► davon wiedergenutzte/revitalisierte Fläche
► davon altlastensanierte Fläche

Wurden Ausgleichsmaßnahmen vorgegeben? (ja/nein)

Wenn ja: Größe der Fläche, auf der Ausgleichsmaßnahmen vorge-
nommen worden sind (m²)

IP 3d Förderung der Fähigkeit der KMU, in Wachstums-
und Innovationsprozesse einzutreten

Wurde für die Vorhaben Fläche beansprucht? (ja/nein)

Wenn ja:
Größe der im Rahmen des Projekts beanspruchten Fläche (m²)

► davon neu genutzte Fläche (Größe des Grundstücks
oder des Flurstücks)

► davon neu versiegelte Fläche (tatsächlich versiegelte
Fläche)

► davon wiedergenutzte/revitalisierte Fläche
► davon altlastensanierte Fläche

Wurden Ausgleichsmaßnahmen vorgegeben? (ja/nein)

Wenn ja: Größe der Fläche, auf der Ausgleichsmaßnahmen vorge-
nommen worden sind (m²)
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Investitionspriorität (Maßnahmen) Indikator

Prioritätsachse 3: Energiewende – Aufbau umweltgerechter Wirtschafts- und Infrastrukturen (ff)

IP 4a Förderung der Produktion und Verteilung von
Energie aus erneuerbaren Quellen

Wurde für die Vorhaben Fläche beansprucht? (ja/nein)

Wenn ja:
Größe der im Rahmen des Projekts beanspruchten Fläche (m²)

► davon neu genutzte Fläche (Größe des Grundstücks
oder des Flurstücks)

► davon neu versiegelte Fläche (tatsächlich versiegelte
Fläche)

► davon wiedergenutzte/revitalisierte Fläche
► davon altlastensanierte Fläche

Wurden Ausgleichsmaßnahmen vorgegeben? (ja/nein)

Auf welche Umweltschutzgüter bezieht sich das jeweilige Projekt?
► Luft und Klima (ja/nein)
► Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt (ja/nein)
► Boden (ja/nein)
► Wasser (ja/nein)
► Menschen (Gesundheit) (ja/nein)
► Landschaft (ja/nein)
► Kulturelles Erbe (ja/nein)

IP 4b Förderung der Energieeffizienz und der Nutzung
erneuerbarer Energien in Unternehmen

Führen die umweltpositiven Vorhaben im Unternehmen zu einer
relativen Kosteneinsparung? (ja/nein)

Wenn ja, im welchen Bereich?
► Reduzierung Stoffeinput (ja/nein)
► Substitution (ja/nein)
► Nachhaltigkeit beim Umgang mit Stoffen (ja/nein)
► Einsatz zukunftsorientierter Techniken (ja/nein)
► Reduzierung des Einsatzes von Primärenergie (ja/nein)
► Sonstiges, Was genau?

Trägt das jeweilige Projekt zur Nachhaltigen Entwicklung bei?
(ja/nein)

Wenn ja, zu welchem Bereich?
► Nutzung von Erneuerbaren Energien
► Nachhaltigkeit bei der Ressourcennutzung
► Erhöhung der Energieeffizienz
► Reduzierung des Stoffeintrags in die Umweltmedien

(Wasser, Boden, Luft)
► Gefahrenvermeidung/-abwehr
► Sonstiges, Was genau?

Auf welche Umweltschutzgüter bezieht sich das jeweilige Projekt?
► Luft und Klima (ja/nein)
► Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt (ja/nein)
► Boden (ja/nein)
► Wasser (ja/nein)
► Menschen (Gesundheit) (ja/nein)
► Landschaft (ja/nein)
► Kulturelles Erbe (ja/nein)

IP 4c Förderung der Energieeffizienz und der Nutzung
erneuerbarer Energien in öffentlichen Infrastrukturen

Wurde für die Vorhaben Fläche beansprucht? (ja/nein)

Wenn ja:
Größe der im Rahmen des Projekts beanspruchten Fläche (m²)

► davon neu genutzte Fläche (Größe des Grundstücks
oder des Flurstücks)

► davon neu versiegelte Fläche (tatsächlich versiegelte
Fläche)

► davon wiedergenutzte/revitalisierte Fläche
► davon altlastensanierte Fläche

Wurden Ausgleichsmaßnahmen vorgegeben? (ja/nein)

Wenn ja: Größe der Fläche, auf der Ausgleichsmaßnahmen vorge-
nommen worden sind (m²)

Trägt das jeweilige Projekt zur Nachhaltigen Entwicklung bei?
(ja/nein)
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Investitionspriorität (Maßnahmen) Indikator

Prioritätsachse 3: Energiewende – Aufbau umweltgerechter Wirtschafts- und Infrastrukturen (ff)

IP 4c Förderung der Energieeffizienz und der Nutzung
erneuerbarer Energien in öffentlichen Infrastrukturen (ff)

Wenn ja, zu welchem Bereich?
► Nutzung von Erneuerbaren Energien
► Erhöhung der Energieeffizienz
► Sonstiges, Was genau?

Auf welche Umweltschutzgüter bezieht sich das jeweilige Projekt?
► Luft und Klima (ja/nein)
► Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt (ja/nein)
► Boden (ja/nein)
► Wasser (ja/nein)
► Menschen (Gesundheit) (ja/nein)
► Landschaft (ja/nein)
► Kulturelles Erbe (ja/nein)

Wurden vorübergehend Lärm-/Feinstaubimmission durch die Um-
setzung des geförderten Projekts verursacht? (ja/nein)

Prioritätsachse 4: Nachhaltige Nutzung bestehender Ressourcen

IP 6c Schutz, Förderung und Entwicklung des Kultur-
und Naturerbes

Wurde für die Vorhaben Fläche beansprucht? (ja/nein)

Wenn ja:
Größe der im Rahmen des Projekts beanspruchten Fläche (m²)

► davon neu genutzte Fläche (Größe des Grundstücks
oder des Flurstücks)

► davon neu versiegelte Fläche (tatsächlich versiegelte
Fläche)

► davon wiedergenutzte/revitalisierte Fläche
► davon altlastensanierte Fläche

Wurden daraufhin Ausgleichsmaßnahmen vorgegeben? (ja/nein)

Wenn ja: Größe der Fläche, auf der Ausgleichsmaßnahmen vorge-
nommen worden sind (m²)

Auf welche Umweltschutzgüter bezieht sich das jeweilige Projekt?
► Luft und Klima (ja/nein)
► Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt (ja/nein)
► Boden (ja/nein)
► Wasser (ja/nein)
► Menschen (Gesundheit) (ja/nein)
► Landschaft (ja/nein)
► Kulturelles Erbe (ja/nein)

Hat das Projekt einen Bezug zu NATURA-2000- oder anderen
Naturschutzgebieten? (ja/nein)

IP 6e Maßnahmen zur Verbesserung des städtischen
Umfelds, Sanierung von Industriebrachen und Verringe-
rung der Luftverschmutzung

Wurde für die Vorhaben Fläche beansprucht? (ja/nein)

Wenn ja:
Größe der im Rahmen des Projekts beanspruchten Fläche (m²)

► davon neu genutzte Fläche (Größe des Grundstücks
oder des Flurstücks)

► davon neu versiegelte Fläche (tatsächlich versiegelte
Fläche)

► davon wiedergenutzte/revitalisierte Fläche
► davon altlastensanierte Fläche

Wurden Ausgleichsmaßnahmen vorgegeben? (ja/nein)

Wenn ja: Größe der Fläche, auf der Ausgleichsmaßnahmen vorge-
nommen worden sind (m²)

Auf welche Umweltschutzgüter bezieht sich das jeweilige Projekt?
► Luft und Klima (ja/nein)
► Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt (ja/nein)
► Boden (ja/nein)
► Wasser (ja/nein)
► Menschen (Gesundheit) (ja/nein)
► Landschaft (ja/nein)
► Kulturelles Erbe (ja/nein)

Wurden vorübergehend Lärm-/Feinstaubimmission durch die Um-
setzung des geförderten Projekts verursacht? (ja/nein)
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Anlage 5: Vorschlag für Kontextindikatoren für das OP EFRE in der Periode 2014-2020, über
die im Rahmen der jährlichen und des abschließenden Durchführungsberichtes
gemäß Artikel 50 der AVO berichtet werden soll

Tabelle 20: Vorschlag für Kontextindikatoren

Umweltschutzgut Kontextindikator Maßeinheit Ausgangswert
(Jahr) Quelle

Luft und Klima

Bruttoendenergieverbrauch je Einwohner* GJ/EW 87,2
(2011)

Statistikamt
Nord

Anteil der erneuerbaren Energien am Bruttostrom-
verbrauch % 64,0

(2011)
Statistikamt
Nord

Anteil der erneuerbaren Energien am Bruttoend-
energieverbrauch % 17,5

(2011)
Statistikamt
Nord

Energieproduktivität des verarbeitenden Gewerbes Euro/GJ 231,24
(2011)

Statistikamt
Nord

Endenergieverbrauch (Wärme) im Vierjahresdurch-
schnitt (ohne Haushalte) TWh 14,1

(2011)
Statistikamt
Nord

Treibhausgasemissionen je Einwohner t CO2-
Äquivalente

9,1
(2011)

Statistikamt
Nord

Veränderung der Treibhausgasemissionen seit
1990** % -24,4

(2011)
Statistikamt
Nord

CO2-Ausstoß aus dem Verkehr** 1.000 t 5.198
(2011)

Statistikamt
Nord

Boden

Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche an der
Landesfläche % 12,7

(2011)
Statistikamt
Nord

Flächenverbrauch (Zunahme der Siedlungs- und
Verkehrsfläche) ha pro Tag 3,3

(2011)
Statistikamt
Nord

Menschen

Max. Häufigkeit der Grenzwertüberschreitung Stick-
stoffdioxid (Einzelstundenmittelwert) Anzahl 1

(2012) LLUR

Max. Häufigkeit der Grenzwertüberschreitung Fein-
staub (Tagesmittelwert) Anzahl 8

(2012) LLUR

Anteil Betroffener von Lden > 65 dB (in %)***/**** % 22
(2012) LLUR

Anteil Betroffener von Lnight > 55 dB (in %)***/**** % 42
(2012) LLUR

Anzahl Betroffener von Lden > 65 dB***/**** Anzahl 47.700
(2012) LLUR

Anzahl Betroffener von Lnight > 55 dB***/**** Anzahl 52.650
(2012) LLUR

*) Einwohnerzahlen jeweils zum 31.12. und unter Verwendung der Fortschreibung des Zensus 2011
**) auf Grundlage der Verursacherbilanz
***) nach EU-Umgebungslärmrichtlinie
****) Messungen finden nur alle 5 Jahre statt (vorgesehen sind Messungen für die Jahre 2017 und 2022), deren Ergebnisse im
Durchführungsbericht für das Jahr 2018 sowie im Abschlussbericht dokumentiert werden sollten
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